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Gerhard Wettig

Der Wandel der Rahmenbedingungen 
für Sicherheitsvereinbarungen in Europa

Verschiebungen des Kräfteverhältnisses 
auf dem potentiellen Gefechtsfeld

Mit der militärischen Besetzung der Tsche-
choslowakei im Sommer 1968 verlegte die 
UdSSR fünf bis sechs zusätzliche Divisionen 
nach Mitteleuropa. Seitdem befinden sich 31 
sowjetische Divisionen zwischen der Ostsee 
und den Nordgrenzen Österreichs, Jugosla-
wiens und Rumäniens. 20 Divisionen davon 
sind in der DDR stationiert; sie w

1
eisen den Be-

reitschaftsgrad  und die beste Bewaffnung auf. 
Die verbündeten ostmitteleuropäischen Län-
der stellen weitere 37 Divisionen. Im europäi-
schen Teil der Sowjetunion befinden sich wei-
tere 60 Divisionen unterschiedlicher Bereit-
schaft und Bewaffnung. Nach westlicher Ein-
schätzung könnten davon innerhalb kurzer 
Zeit 33 kampfkräftige Divisionen nach Westen 
geworfen werden. Anfang der siebziger Jahre 
verfügte die UdSSR ingesamtüber 157 Divisio-
nen. Mittlerweile ist ihre Zahl auf 169 ange-
wachsen. Der Zuwachs erklärt sich durch Neu-
aufstellungen an der chinesischen Grenze, wo 
die Zahl der Divisionen von 30 auf 44 stieg1). 
Der Personalbestand der sowjetischen Land-
truppen in der DDR, in der Tschechoslowakei 
un
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d in Polen erhöhte sich von 430 000 Mann 
im Jahre 1973 auf 460 000 Mann zwei Jahre 
später und auf 475 000 Mann 1977 ). Auch an-
dere Warschauer-Pakt-Staaten, beispielsweise 
die DDR, vermehrten ihre Soldaten. Auf dem 
Gebiet der drei genannten Länder erhöhte 
sich die Truppenzahl von 900 000 Mann im 
Jahre 1971 auf 920 000 Mann drei Jahre später 
und auf 960 000 Mann 19763). Die Personalzu-

1) Vgl. u. a. Weißbuch 1979, hrsg. vom Bundesmi-
nister der Verteidigung, S. 115 f.; Les Aspin, Com-
paring Soviet and American Defense Efforts, in: 
NATO's Fifteen Nations, 3/1976, S. 35f.; The Mili-
tary Balance 1970—71, hrsg. vom IISS, London 1970,
S. 7; The Military Balance 1978—79, hrsg. vom IISS, 
London 1978, S. 9.
2) The Military Balance 1973—74, hrsg. vom IISS, 
London 1973, S. 93; The Military Balance 1975—76, 
hrsg. vom IISS, London 1976, S. 102; The Military Ba-
lance 1977—78, hrsg. vom IISS, London 1977,
S. HO.
3) Weißbuch 1973/74, hrsg. vom Bundesminister der
Verteidigung, S. 13; Lothar Ruehl, Unter sowjeti-
scher Tarnkappe, in: Die Zeit, 6.5. 1977.

wächse flossen in die bestehenden Einheiten, 
die so einen größeren 
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Umfang erhielten. Bei-
spielsweise erhöhte sich der Bestand einer so-
wjetischen Panzerdivision von 9 000 auf 11 000 
Mann ).
Dramatischer als die Zunahme des Personals 
waren die waffenmäßigen Verstärkungen. Die 
Zahl der Kampfpanzer auf östlicher Seite stieg 
von 14 000 im Jahre 1971 auf 19 000 fünf Jahre 
später. Mindestens die Hälfte davon befand 
sich in sowjetischen Einheiten. Eine sowjeti-
sche Panzerdivision in der DDR verfügte 1973 
über 315, 1978 jedoch über 415 Kampfpanzer. 
Außerdem wurden außer Dienst gestellte Pan-
zer in großem Umfang in Depots eingelagert, 
statt wie früher in die UdSSR zurücktranspor-
tiert zu werden5). Bei den leichtgepanzerten 
Gefechtsfahrzeugen der UdSSR in Mitteleu-
ropa (ohne Ungarn) erhöhte sich die Zahl von 
5 300 im Jahre 1968 auf 9 500 neun Jahre spä-
ter. Seit Mitte der siebziger Jahre führte die 
sowjetische Armee in großem Umfang Panzer-
haubitzen ein. Vergrößert wurde die Zahl der 
Artilleriegeschütze und der Mehrfachrake-
tenwerfer (700 Rohre 1974 statt 220 Rohre fünf 
Jahre zuvor). Diese Waffensysteme sind dar-
auf abgestellt, die infanteristische Panzerab-
wehr des Gegners zu vereiteln6). Bei den Pan-
zerabwehrwaffen konnte der Warschauer 
Pakt seinen Rückstand gegenüber der NATO 
aufholen7). Die sowjetischen Verbände kön-
--------------- t
4) Weißbuch 1975/76, hrsg. vom Bundesminister der 
Verteidigung, S. 36; Hans-Christian Pilster, Friede 
und Gewalt, Stuttgart 1977, S. 49.
5) Weißbuch 1971/72, hrsg. vom Bundesminister der 
Verteidigung, S. 17; Weißbuch 1975/76, hrsg. vom 
Bundesminister der Verteidigung, S. 35; The Mili-
tary Balance 1973—74, hrsg. vom IISS, London 1973, 
S. 80; The Military Balance 1978—79, hrsg. vom IISS, 
London 1978, S. 102; Hans-Christian Pilster, Friede 
und Gewalt, Stuttgart 1977, S. 49.
6) Statement on the Defense Estimates 1978, Pre-
sented to Parliament by the Secretary of State for 
Defense, February 1978, London, S. 7; Die Mechani-
sierung der sowjetischen Artillerie, in: Soldat und 
Technik, 7/1977, S. 362—367; Weißbuch 1975/76, 
hrsg. vom Bundesminister der Verteidigung, S. 36.
7) Präsentation in Moskau: Panzerabwehrlenkwaffe 
M-1977, in: Soldat und Technik, 1/1978, S. 5. 



nen sich durch ein technisch hochentwickel-
tes Flugzeugabwehrsystem wirksam gegen 
Angriffe aus der Luft schützen. Dadurch wer-
den die früher durch Luftverteidigungsaufga-
ben gebundenen Jagdflugzeuge für offensive 
Aufgaben frei8).

11) Ulrich Rühmland, Die Territorialverteidigung 
der DDR, Bonn 1975, S. 40, 59 f.; Günter Holzweißig,
Die „Kampfgruppen der Arbeiterklasse“ in der DDR, 
in: Information für die Truppe, 9/1976, S. 47—59;
450 000 Mann „Betriebskampfgruppen'' wurden 
2. Welle, in: Soldat und Technik, 5/1977, S. 264; Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU, Deutscher Bundestag, 
Drucksache 8/2060, 23. 8. 1978, S. 1—3.
12) The Military Balance 1978-—79, hrsg. vom IISS. 
London 1978, S. 13, 15; Hans-Christian Pilster, Streit-
kräfte und Wehrwesen in den osteuropäischen Län-
dern, in: österreichische Militärische Zeitschrift, 
2/1978, S. 104f.
13) Gert Schmückle, Wenn wir immer weiter rüsten, 
in: Stern-Magazin, 8. 12. 1977, S. 84—92; Alexander 
M. Haig, NATO and the Tasks Ahead, in: The Atlan-
tic Community Quarterly, Winter 1976/77, S. 463f.
14) Vgl. Günter Poser, Militärmacht Sowjetunion 
1980, München 1980, S. 125—130.

Die NATO hat gegen diese militärische Macht 
in Mitteleuropa nur relativ bescheidene 
Kräfte aufzubieten. In der Bundesrepublik 
Deutschland und in den Benelux-Staaten un-
terhält das Bündnis 28 Divisionen mit 6 500 
Kampfpanzern. In den USA stehen ca. zweiein-
halb Divisionen für einen eventuellen Einsatz 
in Mitteleuropa bereit. Wieweit darüber hin-
aus amerikanische Truppen zu mobilisieren 
sind, ist angesichts eines fehlenden Reservoirs 
an ausgebildeten Wehrpflichtigen unklar. So-
bald Frankreich sich beteiligt, kommen in 
Westeuropa noch 15 — allerdings weniger gut 
ausgerüstete, und vielfach auf niedrigerem Be-
reitschaftsgrad stehende — Divisionen mit 
1 000 Kampfpanzern hinzu9). Eine erhebliche 
Waffendisparität zu westlichen Ungunsten be-
steht nicht nur bei den Kampfpanzern, son-
dern auch bei anderen schweren Systemen. 
Auch bei den Flugzeugen existiert ein deutli-
cher Rückstand.
Das Ungleichgewicht ist am wenigsten ausge-
prägt, wenn man sich allein auf die Personal-
stärken bezieht und ausschließlich die Bun-
desrepublik Deutschland und die Benelux-
Staaten einerseits und die DDR, Polen und die 
Tschechoslowakei andererseits gegenüber-
stellt. Es ist unter anderem auf die kürzeren 
östlich

10

en Anmarschwege zurückzuführen, daß 
die Umsetzung der Soldatenzahlen in Kampf-
kraft beim Warschauer Pakt günstiger liegt als 
beim westlichen Bündnis. In den genannten 
westlichen Ländern standen 1973 775 000 
Mann. Ihre Zahl erhöhte sich bis 1976 gering-
fügig auf 790 0001 ).

Diese Angaben lassen die Unterschiede bei 
den paramilitärischen Einheiten außer Be-

8) Lehren aus dem Yom-Kippur-Krieg, in: FAZ, 
19. 1. 1977; Friedrich Wiener, Die Armeen der War-
schauer-Pakt-Staaten, München 1979’, S. 157 f., 
238—240.
9) Weißbuch 1979, hrsg. vom Bundesminister der 
Verteidigung, S. 115f.
10) Lothar Ruehl, Unter sowjetischer Tarnkappe, in: 
Die Zeit, 6.5. 1977. 

tracht. Während die Bundesrepublik Deutsch-
land nur über
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 20 000 Mann Länderbereit-

schaftspolizeien und  000 Mann Bundes-
grenzschutzverbände verfügt und die Bene-
lux-Staaten weniger als 20 000 Mann Gendar-
merie-Einheiten besitzen, haben die entspre-
chenden Formationen in Ostmitteleuropa un-
gleich größere Dimensionen. Die DDR hat 
mehr als 160 000 Mann in paramilitärischen 
Streitkräften, die nach Ausbildung, Organisa-
tion und Ausrüstung motorisierten Infanterie-
bataillonen gleichkommen und zumindest zur 
Übernahme von Hilfs- und Sicherungsaufga-
ben geeignet sind11). Weniger hoch bewertet 
werden 10  000 Mann Grenztruppen und 
120 000 Mann Miliz in der Tschechoslowakei 
und 100 000 Mann Grenzpolizei und 350 000 
Mann Miliz in Polen. Aber auch diese Einhei-
ten könnten die regulären Streitkräfte in ge-
wissem Umfang entlasten12 ). Nach den Ein-
schätzungen, die in einer kürzlich erschiene-
nen Studie der RAND-Corporation enthalten 
sind, haben die Verbände der kleineren Staa-
ten im Falle eines Ost-West-Konflikts einen 
relativ großen militärischen Wert. Nur bei in-
neren Unruhen ist mit erheblichen Einsatz-
problemen zu rechnen.
Die alte Rechnung, der Quantitätsvorsprung 
des Warschauer Pakts werde durch einen 
ebensolchen Qual
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itätsvorsprung der westli-
chen Bewaffnung ausgeglichen, ist fragwürdig 
geworden ). Die NATO ist technologisch viel-
fach nicht mehr überlegen und hinkt in der 
Menge der den Truppen zugeführten neuen 
Systeme oft hinterher14 ).



Der Faktor Militärstrategie

Die sowjetische Planung sieht im Kriegsfall ei-
nen raschen Offensivvorstoß nach Westen 
vor15 ). Vor allem die in der DDR stationierten 
fünf sowjetischen Armeen eignen sich auf-
grund ihres Bereitschaftsstandes, ihrer Pan-
zerausstattung und ihrer Beweglichkeit zu 
blitzartigem Losschlagen. Innerhalb eines Ta-
ges wären die Verbände für einen Angriff un-
eingeschränkt zu verwenden16 ). Der Gegner 
soll, falls die sowjetische Führung den militäri-
schen Einsatzbefehl gibt, mit überraschender 
Wucht getroffen und geschlagen werden. Da-
bei wird der Ersteinsatz von nuklearen Ge-
fechtsfeldwaffen nicht ausgeschlossen, wenn 
sich dies zu einem bestimmten Zeitpunkt als 
militärisch zweckmäßig erweisen sollte.

15) Vgl. ebenda, S. 38—40; Eberhard Schulz, Charak-
teristika sowjetischer Westpolitik und ihre Auswir-
kung auf die Entspannung, in: Entspannung am 
Ende?, hrsg. von Josef Füllenbach und Eberhard 
Schulz, München—Wien 1980, S. 239—242; Ste-
phan Tiedtke, Militärische Planung und MBFR-Poli-
tik der Sowjetunion, in: Osteuropa, 4/1980, S. 301 bis 
309; Hans-Jürgen Hartung, Angriff — Hauptkampf-
art der Roten Armee, in: Wehrforschung, 3/1971, 
S. 88; Jeffrey Record, Sizing up the Soviet Army, The 
Brookings Institution, Washington/D. C, 1975, 
S. 33—36; Pierre Gallois, La dfense de l'Europe face 
au Pacte de Varsovie, in: Le Monde des Conflits, 
Nr. 2 (Nov.—Dez. 1978), S. 1—19; Interview with Ge-
neral I. G. Pavlovsky, in: Soviet Military Review, 
9/1976, S. 2—7.

16) John Erickson, Soviet Breakthrough Operations: 
Resources and Restraints, in: RUSI-Quarterly, 
3/1976, S. 74—79; Weißbuch 1971/72, hrsg. vom Bun-
desminister der Verteidigung, S. 16; K.-Peter Strat-
mann, NATO-Strategie in der Krise?, Baden-Baden 
1981, S. 34—36.
17) Günter Poser, Militärmacht Sowjetunion 1980, 
München 1980, S. 40—46.

Eine wesentliche Erhöhung der Kampfkraft, 
vor allem der Elemente Feuer, Panzer und Be-
wegung, wurde durch Erweiterungen des Per-
sonalumfangs in den sowjetischen Divisionen 
und durch erhebliche Verstärkungen bei der 
Kampfpanzerausstattung erreicht. Die Artille-
rie wurde auf Selbstfahrlafetten montiert; die 
Panzer und Flugabwehrwaffen wurden zur 
Durchkreuzung gegnerischer Abwehrversu-
che vermehrt; der Umfang der taktischen 
Kernwaffenträger erhöhte sich; Pionier-Groß-
geräte, vor allem die Mittel zum überqueren 
von Flüssen, wurden verstärkt zugeführt. Es 
vergrößerten sich auch die von den Truppen 
mitgeführten Munitions- und Lebensmittelbe-
stände. Ein Zuwachs an Panzertransportern 

und Lastkraftwagen macht die sowjetischen 
Einheiten bei einem Vormarsch von Rückgrif-
fen auf Reserven an zivilen Ladefahrzeugen 
unabhängig.
Ebenso fällt der Ausbau der Luftlandekapazi-
täten in Form von Fallschirmtruppen und 
Hubschrauberregimentern (die mit mittel-
schwerem Gerät in den Rücken des Gegners 
gebracht werden können) auf. Die Flugzeug-
waffe ist für den offensiven Einsatz bestimmt. 
Das östliche Dislozierungsdispositiv sieht den 
Vormarsch mehrerer „Strategischer Staffeln“ 
vor: Wenn die „Erste Strategische Staffel" den 
Zweck des Durchbruchs durch die gegneri-
sche Front verfehlt hat, kann eine zweite und 
dritte Angriffswelle gegen den geschwächten 
Feind geschickt werden17 ).
Demgegenüber beschränkt sich die NATO mit 
ihrer „Vorneverteidigung“ auf die Defensive. 
Das verschafft dem östlichen Gegner im 
Kriegsfall den Vorteil, daß er sich die Haupt-
schauplätze der militärischen Auseinander-
setzung aussuchen kann. Er hat die Möglich-
keit, seine Kräfte an den von ihm festgelegten 
Schwerpunkten zu konzentrieren, ohne an an-
derer Stelle eine großangelegte Offensive in 
seine Flanken befürchten zu müssen. Wenn er 
überraschend und entschlossen zu handeln 
versteht, kann er so seine militärische Überle-
genheit an den Stellen des angestrebten 
Durchbruchs erheblich über das durchschnitt-
liche Maß hinaus steigern.

Das Ringen um Parität bei den MBFR-Verhandlungen 1973—1976

Seit 1973 verhandeln die in Mitteleuropa mili-
tärisch präsenten Staaten der NATO und des 
Warschauer Pakts über eine „wechselseitige 
ausgewogene Truppenreduzierung" (MBFR) in 

diesem Raum. Die Westlichen Vorschläge ziel-
ten auf die Herstellung einer militärischen Pa-
rität — im Sinne einer gleichen Personal-
stärke von 700 000 Mann für beide Bündnisse 
— ab. Da die Ergebnisse der NATO-Aufklä-
rung eine größere Zahl von Soldaten auf östli-
cher Seite ausweist, ließ sich das Ziel der Trup-
pengleichheit in Mitteleuropa nur durch un-
gleiche Reduzierungen im Westen und Osten 
erreichen. Die jeweils 700 000 Mann auf bei-



den Seiten könnten nur zustande kommen, 
wenn der Warschauer Pakt mehr reduzierte 
als die Atlantische Allianz. Außerdem for-
derte die NATO, daß die UdSSR als Zeichen 
ihres guten Willens ihre Fähigkeit zu einer of-
fensiven Bedrohung Westeuropas verminder-
te. Sie sollte eine vollständige Panzerarmee 
mit zunächst 1 500, dann 1 700 geschätzten 
Kampfpanzern abziehen. Dabei wurde die 1. 
sowjetische Gardepanzerarmee im Süden der 
DDR anvisiert. Seit Dezember 1975 bot die 
westliche Seite dafür zusätzlich den Abzug 
von 1 000 Kernsprengköpfen mit ihren Trä-
gern an.

Der sowjetische Verhandlungspartner war da-
mit nicht einverstanden. Er sah keinen Grund, 
auf größere militärische Kapazitäten zu ver-
zichten als die Gegenseite. Statt dessen ver-
langte er, die Streitkräfte beider Seiten müß-
ten zu einem jeweils gleichen Prozentsatz in 
geschlossenen Einheiten mit ihren jeweiligen 
Waffenanteilen reduziert werden. Davon be-
troffene Streitkräfte, die in dem Reduzierungs-
gebiet beheimatet seien, müßten aufgelöst 
werden. Stationierungstruppen seien aus Mit-
teleuropa zurückzuziehen. Die sowjetische Ar-
gumentation während der ersten Jahre impli-
zierte, daß der Warschauer Pakt aus verschie-
denen Gründen mehr Soldaten benötige als 
die NATO.

Das sowjetische Konzept lief grundsätzlich auf 
eine Festschreibung des bestehenden Kräfte-
verhältnisses hinaus. Das bedeutete, daß die 
UdSSR die Elemente militärischen Überge-
wichts, die sie auf dem europäischen Schau-
platz erworben hatte, uneingeschränkt beibe-
halten würde. Faktisch sollten die militäri-
schen Vorteile auf östlicher Seite sogar noch 
wachsen. Im Laufe der Verhandlungen stellte 
sich heraus, daß die sowjetische Führung in ei-
ner Reduzierung der Bundeswehr die einzig 
angemessene Gegenleistung für eine Reduzie-
rung der eigenen Streitkräfte in Mitteleuropa 
sah. „Reduzierung" hieß aber in beiden Fällen 
etwas ganz Verschiedenes. Die betroffenen 
Teile der Bundeswehr wären aufzulösen gewe-
sen, während die entsprechenden sowjeti-
schen Truppen nur 600 km nach Osten zurück-
verlegt worden wären. In dem einen Fall hätte 
man es also mit einer Potentialbeschränkung 
zu tun gehabt, die auf der anderen Seite nur 
mit einer relativ geringfügigen Dislozierungs-
beschränkung zu honorieren gewesen wäre.

Ein anderer Faktor, der das für die NATO 
nachteilige Kräftverhältnis weiter ungünstig 
beeinflußt hätte, war das Problem der Mini-

malverteidigung. Die westliche Defensivstra-
tegie war von vornherein auf wenig mehr als 
eine Mindestabdeckung des zu verteidigen-
den Raumes ausgelegt. Daher konnte die At-
lantische Allianz im Mitteleuropa nur in be-
grenztem Umfange auf Truppen verzichten, 
wenn die Abwehrfront keine Löcher bekom-
men sollte. Die östlichen Vorschläge hätten, 
wenn sie verwirklicht worden wären, die Min-
desterfordernisse der westeuropäischen Ver-
teidigung unterschritten. Dagegen wären dem 
Warschauer Pakt immer noch Überhangkapa-
zitäten verblieben — ganz abgesehen von dem 
Umstand, daß die UdSSR im Bedarfsfälle rela-
tiv leicht und schnell die für erforderlich ge-
haltenen Streitkräfte wieder nach Mitteleu-
ropa vorverlegen konnte.

Auch soweit — westlichen Vorstellungen fol-
gend — sowjetische Verbände im Gegenzug 
zu amerikanischen Einheiten aus dem Redu-
zierungsgebiet herausgenommen werden soll-
ten, wären nach den vom Warschauer Pakt 
vorgeschlagenen Kriterien ungleiche Auswir-
kungen entstanden. Der Abzug ganzer Forma-
tionen mit all ihren Waffen begünstigte die 
UdSSR. Angesichts ihrer räumlichen Nähe 
zum Reduzierungsgebiet wäre es für sie kein 
großer Verzicht, ganze Kampfverbände aus 
Mitteleuropa herauszunehmen. Diese Streit-
kräfte ließen sich dann ohne Schwierigkeiten 
ein wenig weiter östlich bereithalten; der 
Transport der zugehörigen schweren Waffen 
über die Distanz von einigen hundert Kilome-
ter hinweg war lediglich ein Zeitfaktor von be-
grenztem Ausmaß. Wenn die Verhandlungs-
partner darüber hinaus Modernisierungs-
beschränkungen für die im Reduzierungsraum 
verbleibenden Truppen vereinbarten, behielt 
die Sowjetunion die Fähigkeit, das in Mittel-
europa Verbotene in den östlich angrenzen-
den Gebieten vorzunehmen und bei einem be-
vorstehenden militärischen Zusammenstoß 
die derart in ihrer Kampfkraft gestärkten For-
mationen nach Westen vorzuverlegen.

Anders standen die Dinge für die amerikani-
schen Streitkräfte. Wenn sie für zurückgezo-
gene Truppen keine Verbandskader und Waf-
fendepots in Mitteleuropa unterhalten durf-
ten, dann war es im Krisenfall kaum möglich, 
militärische Kräfte in der verfügbaren Zeit 
wieder nach Mitteleuropa zurückzubringen. 
Das schwere Gerät und die notwendigen per-
sonellen und unterbringungsmäßigen Voraus-
setzungen waren über mehr als 6 000 km hin-
weg nicht so leicht wieder nach Mitteleuropa 
zurückzuübertragen.



Der geographische Unterschied,
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 der die östli-
che Seite begünstigt ),  veranlaßte die NATO-
Staaten dazu, auf Verbändekaderungs- und 
Waffenlagerungsrechten für in Mitteleuropa 
nicht präsente amerikanische Streitkräfte zu 
bestehen. Auf diese Weise wollten sich die 
USA wenigstens in begrenztem Maße die 
Möglichkeit der militärischen Rückkehr im 
Krisenfall sichern, die der UdSSR mühelos zu 
Gebote steht. Das schien um so notwendiger, 
als die Amerikaner nach östlichem Vorschlag 
die Personal- und Waffengerippe von mehr als 
zwei Divisionen ohne jede östliche Gegenlei-
stung hätten abziehen müssen. Die Enge des 

westlichen Glacis in Mitteleuropa, die höchst 
unvorteilhaft mit der Tiefe des östlichen 
Raums kontrastiert, war einer der wesentli-
chen Gründe für die Wahl der Personalstär-
ken als Paritätskriterium auf NATO-Seite: 
Aus der Sicht der westlichen Hauptstädte galt 
es, einschneidende Rüstungsbeschränkungen 
für Mitteleuropa zu verhindern, die im We-
sten das gesamte kontinentaleuropäische Ver-
teidigungssystem erfaßt hätten, während im 
Osten nur ein vergleichsweise schmaler Saum 
des militärisch wichtigen Gebietes davon be-
troffen worden wäre.

Veränderte Fronten bei dem Ringen um die MBFR-Parität seit 1976

Die UdSSR konnte sich der propagandisti-
schen Wirkung des westlichen Paritätsstand-
punktes nicht entziehen, zumal die USA bei 
den Verhandlungen über eine Begrenzung der 
strategischen Rüstungen (SALT) ihrerseits der 
bis dahin schwächeren Sowjetunion Parität zu-
gestanden hatten. Dementsprechend verän-
derte sich die östliche MBFR-Position ab 1976. 
Die sowjetischen Unterhändler erklärten, in 
Mitteleuropa bestehe bereits „annähernde Pa-
rität". Sie setzten erstmals den westlichen 
Stärkeangaben eine eigene Zahl entgegen. Da-
nach verfügte der Warschauer Pakt in Mittel-
europa gegenüber den westlichen Streitkräf-
ten, deren Umfang die NATO mit 790 000 an-
gab, über 805 000 Mann. Die Erkenntnisse der 
westlichen Aufklärung, denen zufolge auf öst-
licher Seite 960 000 Mann vorhanden waren, 
wurden in Abrede gestellt. Die praktische 
Schlußfolgerung aus den sowjetischen Anga-
ben lautete, man brauche, da die Differenz zwi-
schen den wechselseitigen Stärken minimal 
sei, keine ungleichen Reduzierungen vorzu-
nehmen. Die alte sowjetische Position, daß es 
nur gleichprozentige Verminderungen geben 
könne, wurde mit einer veränderten Argu-
mentation untermauert.
In den fünf Jahren, die seither vergangen sind, 
ist es — einiger Spezifikationen ungeachtet — 
nicht gelungen, die Datendifferenz zu klären. 
Ebensowenig hat sich die sowjetische Führung 
bereitgefunden, ihren Standpunkt wesentlich 
zu verändern. KPdSU-Generalsekretär Bre-
schnew hat sich zwar bei seinem Bonn-Besuch 
im Mai 1978 ausdrücklich zu dem Prinzip der 

Parität bekannt ), doch folgten daraus kaum 
praktische Zugeständnisse. Die sowjetische 
Seite hat sich in ihrem Vorschlag vom 8. Juni 
1978 nur dazu verstanden, in einer ersten 
Phase der amerikanisch-sowjetischen Redu-
zierung die nach ihren Angaben bestehende 
Ost-West-Differenz von rund 15 000 Mann zu-
sätzlich zurückzuziehen. Weil zunächst nur 
ein Abzug geringen Umfangs vereinbart wer-
den sollte, hätte die UdSSR ungefähr die dop-
pelte Truppenzahl zurückzuverlegen gehabt. 
Dieses Angebot war jedoch an eine verbindli-
che Übereinkunft darüber geknüpft, daß beide 
Seiten bei einer Phase II die östlicherseits gel-
tend gemachten Zahlen von 790 000 und 
805 000 Mann zugrunde legen würden, um von 
da aus mittels gleichprozentiger Reduzierun-
gen bei jeweils 700 000 Mann anzukommen20 ). 
Nach westlicher Berechnung hätte der War-
schauer Pakt demnach einen Mannschafts-
überhang von rund 150 000 behalten. Das war 
für die NATO-Staaten unannehmbar.

18) Vgl. General Heinz Hoffmann, Sozialistische 
Landesverteidigung, Berlin (Ost) 1974.

19) Text des westdeutsch-sowjetischen Kommuni-
qus vom 6.5. 1978, in: Bulletin des Presse- und In-
formationsamtes der Bundesregierung, 9. 5. 1978, 
S. 429 f.
20) Vgl. Ingo Oeser, Für eine Wende in den Wiener 
Verhandlungen, in: Deutsche Außenpolitik, 9/1978, 
S. 15—24.

Das Paritätsverlangen der NATO-Staaten war 
von Anfang an nur eingeschränkter Art. Mit 
dem Kriterium der Personalstärken hatten die 
westlichen Staaten ihren östlichen Verhand-
lungspartnern von vornherein ein gewisses 
Übergewicht an Kampfstärke zugebilligt, wie 
der numerische Vergleich zwischen den Divi-
sionen auf beiden Seiten (die sich hinsichtlich 
ihrer Feuerkraft nicht allzu sehr voneinander 



unterscheiden) erkennen läßt. Auch die Aus-
klammerung der paramilitärischen Verbände 
begünstigte den Warschauer Pakt. Den 
NATO-Staaten kam es — außer auf eine prin-
zipielle Anerkennung des Paritätsgedankens 
— nur auf eine Begrenzung der östlichen 
Übergewichte auf dem mitteleuropäischen 
Schauplatz an. Dahinter stand die Überlegung, 
der Verteidiger könne sich ein gewisses We-
niger an Kampfkraft leisten, weil sich der An-
greifer in die schwierigere militärische Lage 
begebe.
Die so definierten westlichen Sicherheitser-
fordernisse erwiesen sich jedoch bei den 
MBFR-Gesprächen als nicht verhandelbar. Die 
sowjetische Führung glaubte, das überwie-
gende Interesse an einem Verhandlungserfolg 
liege auf westlicher Seite, und sah daher kei-
nen Anlaß, größere Zugeständnisse zu machen 
als die NATO-Staaten. Der Versuch, die sowje-
tische Militärmacht in Mitteleuropa auf dem 
Verhandlungswege zu beschränken, ver-
sprach keine Aussicht auf Erfolg.

Die westlichen Regierungen zogen daraus die 
Konsequenz, daß sie dem Element der Redu-

zierung bei MBFR keinen großen Stellenwert 
mehr einräumten. Am 20. Dezember 1979 
schlugen sie ein interimistisches Reduzie-
rungsabkommen vor, das nur noch geringen 
Umfang haben sollte. USA und UdSSR sollten 
Truppen proportional zu ihrem westlicherseits 
errechneten Stärkeverhältnis abziehen. Das 
lief auf 13 000 amerikanische und 30 000 so-
wjetische Soldaten hinaus. Diese Zahlen ent-
sprachen ziemlich genau dem sowjetischen 
Vorschlag vom 8. Juni 1978. Allerdings fehlten 
zwei bedeutsame Elemente. Von einer selekti-
ven Beschränkung von Waffensystemen — 
amerikanischen Kernwaffen und sowjetischen 
Kampfpanzern — war nicht mehr die Rede. 
Vor allem aber fehlte eine Verknüpfung der 
vorgeschlagenen Phase I mit einem künftigen 
umfassenden und weitreichenden Reduzie-
rungsabkommen. Die Übereinkunft sollte 
nach westlicher Ansicht primär dazu dienen, 
den Boden für Vereinbarungen in einem ande-
ren Bereich zu bereiten 21 ). Die östliche Seite 
lehnte ab, weil sie selbst in teilweiser Form 
eine Dateneinigung scheute und auf einer 
westlichen Zusage weiterreichender Reduzie-
rungen bestand.

21) Vgl. Presseerklärung des westlichen MBFR-
Sprechers, Botschafter W. J. de Vos van Steenwijk, 
vom 3. 4. 1980, in: Stichworte zur Sicherheitspolitik, 
5/1980, S. 11.

Das Problem der geographischen Ungleichheit

Der anfänglichen Ansicht, daß die NATO mit 
weniger Truppen in Mitteleuropa auskommen 
könne, lag unter anderem die Vorstellung der 
„Warnzeit" zugrunde. Die Grundannahme da-
bei war, daß die UdSSR, ihrer relativen Nähe 
zum mitteleuropäischen Schauplatz ungeach-
tet, doch noch eine gewisse Zeit benötigen 
werde, um in großem Umfange Truppen auf 
das potentielle Schlachtfeld vorzuverlegen. 
Wolle sich die sowjetische Führung zu einem 
Angriff entschließen, dann müsse sie daher 
nach einer Beschränkung ihrer in Mitteleu-
ropa präsenten Militärstärke entweder auf die 
Chance eines raschen Durchbruchs durch die 
NATO-Verteidigungslinien verzichten oder 
längere militärische Vorbereitungen für den 
geplanten Vorstoß treffen. In den westlichen 
Hauptstädten rechnete man allgemein damit, 
daß sich Moskau für die zweite Möglichkeit 
entscheiden werde. Dementsprechend, so war 
die westliche Einschätzung, werde die NATO 
eine längere Zeitspanne erhalten, während 
der sie die gegnerischen Vorkehrungen er-
kennen und daraus ihre Folgerungen ziehen 
könne. Die Erwartung ging dahin, daß sich auf 
diese Weise vor einem sowjetischen Angriff 

eine „Warnzeit" von 20 bis 30 Tagen ergeben 
werde.
Mit einem Reduzierungsabkommen, das mit 
den westlichen Vorstellungen vereinbar ge-
wesen wäre, verweigerte die sowjetische Füh-
rung den NATO-Staaten zugleich den ange-
strebten Warnzeitgewinn. Darüber hinaus ist 
es mittlerweile in den westlichen Hauptstäd-
ten zweifelhaft geworden, ob ein Reduzie-
rungsabkommen, egal wie es ausfallen würde, 
überhaupt noch eine wirksame Warnzeitga-
rantie bieten könnte. Die technische Entwick-
lung hat der Distanz von 600 km von den 
Grenzen der UdSSR bis zum sowjetischen Auf-
marschraum in der DDR den Charakter eines 
zeitlich stärker verzögernden Faktors genom-
men. Sowjetische Verbände, die aus Mitteleu-
ropa abgezogen worden sind, können inner-
halb weniger Tage wieder dorthin zurückge-
bracht werden. Wenn man bedenkt, daß ein 
Erkennen und Beurteilen von militärischen



Vorkehrungen beim Gegner eine gewisse Zeit 
benötigt, bleibt für die erst danach einset-
zende Warnzeit nicht mehr viel übrig.

Besondere Aufmerksamkeit in den westlichen 
Ländern hat die Vergrößerung der sowjeti-
schen Lufttransportkapazitäten auf sich gezo-
gen. Seit 1972 nimmt die UdSSR zweimal jähr-
lich einen Personalaustausch ihrer Truppen in 
de

25
r DDR auf dem Luftwege vor. Anfangs wur-

den auf diese Weise  000 Soldaten hin- und 
hergeschafft. Inzwischen ist das Volumen auf 
bis zu 130 000 Mann gesteigert worden, die in-
nerhalb von zehn Tagen verfrachtet werden, 
ohne daß die rund 1 300 Transportflugzeuge 
der sowjetischen Luftwaffe zum Einsatz gelan-
gen. Die Durchführung liegt bei der Luftfahrt-
gesellschaft Aeroflot, die währenddessen ih-
ren zivilen Verkehr so gut wie nicht einzu-
schränken braucht. Im Bedarfsfälle würde also 
die UdSSR noch zusätzliche Kapazitäten mobi-
lisieren können. Mit dem bisher eingesetzten 
Lufttransportraum können über 50 Flüge täg-
lich stattfinden. Auf die Weise kann innerhalb 
von zwei Tagen das Personal von mehr als ei-
ner motorisierten Schützendivision nach Mit-
teleuropa gelangen22 ). Mindestens acht sowje-
tische Luftlandedivisionen lassen sich samt ih-
ren schweren Waffen innerhalb weniger Tage 
auf dem Luftweg von der UdSSR in das poten-
tielle mitteleuropäische Kampfgebiet verle-
gen23 ).

22) Günter Poser, Militärmacht Sowjetunion 1980, 
München 1980, S. 47 f.; Sir Peter Hill-Norton, NATO 
and the Warsaw Pact — The Balance, in: NATO-Re-
view, 1 /1976, S. 3 f.; Joseph M. Luns, Die Bundeswehr 
aus der Sicht der NATO, in: Standortbestimmung II. 
Die Bundeswehr von außen gesehen, hrsg. vom Bun-
desministerium der Verteidigung, Bonn 1977, S. 27.
23) Erich Sobik, Die sowjetischen Luftlandetruppen, 
in: Soldat und Technik, 10/1976, S. 508—516; Robert 
Close, Europa ohne Verteidigung, Bad Honnef 1977, 
S.241f.

24) Hans-Christian Pilster, Die sowjetischen Statio-
nierungstruppen in Mitteleuropa, in: österreichi-
sche Militärische Zeitschrift, 1/1977, S. 9; Ulrich 
Rühmland, Nationale Volksarmee der DDR in Stich-
worten, Bonn 19744, S. 9.
25) Neue Fernstraßen verbinden Sowjet-Machtbe-
reich, in: Soldat und Technik, 9/1978, S. 479; Fried-
rich Wiener, Die Armeen der Warschauer-Pakt-
Staaten, München 1979’, S. 66 f; John Erickson, 
Trends in the Soviet Combined Arms Concept, in: 
Strategie Review, 1/1977, S. 43.
26) Vgl. Ulrich Rühmland, Nationale Volksarmee 
der DDR in Stichworten, Bonn 19743, S. 68.
27) Horst Hofmann, Sowjetunion, in: Reservesy-
steme des Warschauer Paktes. Ein Weißbuch, hrsg. 
von Rudolf Woller, München 1978, S. 96.

Das herkömmliche Haupttransportmittel der 
UdSSR ist die Eisenbahn. Früher lag eine 
Schwierigkeit darin, daß bei dem Wechsel von 
der sowjetischen Breitspur auf die europäi-
sche Normalspur umgeladen werden mußte. 
Dafür war Zeit erforderlich; gegnerische An-
griffe aus der Luft versprachen während dieses 
Aufenthalts besonders guten Erfolg. Mittler-
weile verfügt die UdSSR über Breitspurverbin-
dungen bis auf das Gebiet der DDR und bis 
weit in die Tschechoslowakei. Man rechnet 
damit, daß zwischen Ostdeutschland und der 
Sowjetunion täglich 300 000 Tonnen Material 
verfrachtet werden können. Von der UdSSR 
ließen sich täglich vier Divisionen auf dem 

Schienenwege in Richtung DDR abfertigen. 
Drei Tage später würden sie ankommen 24 ). 
Die Straßenverkehrswege sind ebenfalls aus-
gebaut worden, auch wenn sie noch weit vom 
westeuropäischen Standard entfernt sind. 
Weitere Maßnahmen sind geplant, so die auto-
bahnähnliche Ausgestaltung von vier Haupt-
strecken. Einen traditionellen Engpaß auf so-
wjetischer Seite bilden die Fahrzeuge. Bei län-
geren Straßenmärschen sind vor allem die 
schweren Kettenfahrzeuge, beispielsweise 
Panzer, langsam und abnützungsgefährdet. 
Dieser Schwierigkeit begegnet die sowjetische 
Militärführung durch den Aufbau von Panzer-
transportregimentern. Jedes dieser Regimen-
ter kann auf schweren Sattelschleppern na-
hezu 300 Panzer, d. h. die Ausrüstung von drei 
Panzerregimentern, bewegen. Im Westen wird 
vermutet, daß diese Einheiten täglich 500 bis 
600 km bewältigen können. Die Sowjetarmee 
kann mit Hilfe der Panzertransportregimenter 
vier bis fünf Panzerdivisionen in vier Tagen 
über eine Strecke von 2 000 km bewegen25). 
Dazu kommen noch die Möglichkeiten des 
Transports über die Ostsee, der sich von den 
überall längs der Küste vorhandenen Militär-
flughäfen aus gut gegen Feindeinwirkungen 
aus der Luft schützen läßt. Nach vorsichtigen 
Annahmen steht dafür der UdSSR eine Lade-
kapazität von wenigstens einer Million Brut-
toregistertonnen zur Verfügung26 ).
Diese Fähigkeiten zum Nachziehen sowjeti-
scher Truppen aus dem Heimatland gewinnen 
ihre volle Bedeutung, wenn man sich verge-
genwärtigt, wie groß das dort vorhandene mili-
tärische Potential ist. Man rechnet damit, daß 
die in den westlichen Militärbezirken der 
UdSSR stationierten Divisionen in der Regel 
zwischen 50 und 75 Prozent personell aufge-
füllt sind. Da das Land drei bis sechs Millionen 
ausgebildete Reservisten hat, dürfte eine kurz-
zeitige Bereitstellung der für eine Auffüllung 
erforderlichen 500 000 Mann nicht schwierig 
sein27 ). Demgegenüber geht man davon aus, 



daß die NATO innerhalb eines Monats fünf 
zusätzliche Divisionen für Mitteleuropa mobi-
lisieren könnte. Frankreich könnte weitere 
drei Divisionen bilden28 ). Im Londoner Inter-
national Institute for Strategie Studies schätzt 
man, daß die UdSSR in wenigen Wochen in 
der DDR, in der Tschechoslowakei und in Po-
len 80 Divisionen präsent haben könnte. Ein 
bedeutender Teil der Verstärkungen könnte 
schon in der ersten Woche eintreffen.

28) Ulrich de Maizire, Verteidigung in Europa-Mit-
te. Studie im Auftrag der Westeuropäischen Union, 
München 1975, S. 47—50.

Dabei darf nicht übersehen werden, wie stark 
die sowjetische Militärführung die Angriffska-
pazität der in Mitteleuropa stehenden östli-
chen Truppen — vor allem durch Modernisie-
rung und Vermehrung der Kampfpanzer, der 
gepanzerten Gefechtsfahrzeuge, der selbstbe-
weglichen Artillerie- und Raketenwerfsy-
steme sowie der als „fliegende Panzer" be-
zeichneten Angriffshubschrauber — gestei-
gert hat. Zugleich ermöglicht die fortschrei-
tende Neuausrüstung der sowjetischen takti-
schen Luftangriffsverbände mit Kampfflugzeu-
gen größerer Reichweite, Tragfähigkeit und 
Allwettereinsatzfähigkeit Luftangriffsopera-
tionen gegen große Teile Westeuropas ohne 
Abstützung auf Basen im mitteleuropäischen 
Vorfeld, d. h. von rückwärtigen Stützpunkten 
in der Weite des sowjetischen Territoriums. 
Die letzteren Potentiale, deren Einwirkungen 
für das Kriegsgeschehen auf dem Gefechtsfeld 
von sehr großer Wichtigkeit werden könnten, 
würden von Reduzierungsvereinbarungen im 
MBFR-Rahmen überhaupt nicht berührt. In 
der NATO wird man sich zunehmend der Not-
wendigkeit bewußt, daß an die Stelle der bis-
her für den Einsatz über sowjetischem Gebiet 
vorgesehenen Kampfflugzeuge (mit konven-
tionellen und/oder nuklearer Beladung), die 
wegen der hoch entwickelten Luftabwehr der 

UdSSR ihre Ziele nicht mehr zu erreichen ver-
mögen, neue Luftangriffssysteme treten müs-
sen, damit die aus der Tiefe des östlichen Rau-
mes heraus operierenden gegnerischen Kräfte 
bekämpft werden können. Anders ist eine 
Verteidigung Westeuropas, die eine auch nur 
minimale Erfolgsaussicht haben soll, immer 
weniger denkbar.

Angesichts der gesteigerten technischen Zu-
führungsmöglichkeiten auf sowjetischer Seite 
verliert die Mitteleuropa-Präsenz eines relativ 
kleinen Teils sowjetischer Truppen, die bei 
den MBFR-Verhandlungen zur Diskussion 
steht, an Gewicht. Die UdSSR kann aus ihren 
westlichen Militärbezirken und aus Ungarn 
im Bedarfsfälle so schnell Personal und Mate-
rial heranführen, daß den NATO-Staaten aus 
dem eventuellen Abzug sowjetischer Einhei-
ten kaum ein Warnzeitgewinn entstünde. Auf 
westlicher Seite jedoch würden größere Redu-
zierungen einschneidend wirken. Die Bundes-
wehr müßte Formationen auflösen; zurückver-
legte amerikanische Streitkräfte wären von 
dem potentiellen Operationsgebiet durch 
große Distanzen und durch einen Ozean ge-
trennt. •
Unter derart veränderten Umständen steht zu 
befürchten, daß größere militärische Reduzie-
rungen unabhängig von ihren Modalitäten 
ganz überwiegend für die östliche Seite vor-
teilhaft sind. Hier wirkt sich aus, daß es bei 
MBFR, was die Sowjetunion anbelangt, nicht 
um eine Beschränkung der militärischen Po-
tentiale geht. Der Wert bloßer Dislozierungs-
beschränkungen jedoch schwindet angesichts 
der geopraphischen Vorteile, welche die 
UdSSR im Vergleich zu den USA auf dem eu-
ropäischen Schauplatz besitzt.

Das westliche Konzept der Begleitenden Maßnahmen

Auch die Öffentlichkeit in den westlichen 
Ländern wird sich zunehmend bewußt, daß an 
dem entscheidenden Punkt — der sowjeti-
schen Fähigkeit zum Angriff gegen Westeu-
ropa — MBFR nicht im mindesten eine Be-
schränkung des militärischen Potentials ver-
spricht. Daraus läßt sich der Schluß ziehen, 
daß jede Verquickung der Verhandlungen mit 
dem Gedanken westlicher Potentialbeschrän-
kungen unzweckmäßig ist.

Zugleich jedoch besteht unverändert ein Be-
dürfnis nach Stabilisierung der militärischen 
Lage in Mitteleuropa: Der Sowjetunion soll die 
Option verwehrt sein, jederzeit ohne zeitlich 
ausgedehnte Vorbereitungen einen erfolgver-
sprechenden Angriff gegen Westeuropa ein-
leiten zu können. Das erscheint vor allem im 
Blick auf mögliche Krisen des Ost-West-Ver-
hältnisses wichtig. Nur wenn die westeuropäi-
schen Länder in diesem Fall sicher sein kön-
nen, daß sie nicht unversehens einer sowjeti-
schen Offensive ausgesetzt werden können, 
wird sich ein Kreislauf der Ängste, Eskalatio-
nen und Zuspitzungen vermeiden lassen.



Unabhängig davon, ob sich die sowjetische 
Führung im Falle einer Krise wirklich zu ei-
nem Angriff entschließen würde (was in Anbe-
tracht der nicht zu berechnenden Umstände 
wahrscheinlich auch in Moskau niemand mit 
absoluter Sicherheit voraussagen kann), be-
darf Westeuropa der erkennbaren und nach-
prüfbaren Gewißheit Diese wäre gegeben, 
wenn die UdSSR objektiv unfähig wäre, ohne 
längerdauernde militärische Vorkehrungen in 
Mitteleuropa erfolgreich die Offensive zu er-
greifen. Das würde nämlich bedeuten, daß die 
Westeuropäer, solange sie keine sowjetischen 
Angriffsvorbereitungen beobachten würden, 
der friedlichen Absichten Moskaus sicher sein 
könnten. Mit anderen Worten: Eine angemes-
sene „Warnzeit", die der NATO zugestanden 
werden würde, hätte eine außerordentlich 
große vertrauensbildende Funktion. Sie würde 
die Lage in Mitteleuropa militärisch stabilisie-
ren und damit politisch entschärfen.

Diese Überlegungen laufen darauf hinaus, den 
Gebrauch zu beschränken, der in Mitteleuropa 
von den jeweiligen militärischen Potentialen 
gemacht wird. Von östlicher Seite sind ver-
schiedentlich im Rahmen der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) Gebrauchsbeschränkungen angeregt 
worden, die bestimmte militärische Aktivitä-
ten unzulässig machen würden. Beispiels-
weise hat der Warschauer Pakt Höchststärken 
bei Manövern vorgeschlagen. Rumänien 
wollte multinationale militärische Übungen in 
der Nähe zu Grenzen anderer Staaten abge-
schafft sehen. Derartige Konzepte wirken we-
gen der unterschiedlichen geographischen 
Voraussetzungen zum Nachteil der NATO, 
insbesondere wenn sie nur auf das MBFR-Ge-
biet bezogen würden. Das westliche Bündnis 
würde davon mit seinem gesamten kontinen-
taleuropäischen Glacis betroffen, während di
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östliche Allianz ihre Tätigkeit nur etwas zu-
rückverlegen müßte. Für die NATO ergäbe 
sich die Gefahr einer militärischen Paralyse 
und damit einer Demontage ihres Verteidi-
gungssystems, ohne daß dem ein Gleiches auf 
Seiten des Warschauer Pakts entsprechen 
würde ).
Aus diesen Überlegungen erwachsen zwei 
praktische Konsequenzen. Zum einen gilt es, 
solche Gebrauchsbeschränkungen zu vermei-
den, welche die Aufrechterhaltung der Fähig-
keit zu militärischem Handeln gefährden oder 
beeinträchtigen. Zum anderen ist der geogra-
phische Rahmen über das MBFR-Gebiet hin-
aus zu erweitern. Das eine erfordert, daß die 
militärisch beschränkenden Maßnahmen vor 

allem in den Bereichen des Informationsaus-
tausches, der Vorankündigung und der Verifi-
kation verwirklicht werden. Die Absichten, 
welche die eine Seite gegenüber der anderen 
hegt, wären dabei deutlich zu machen und der 
Nachprüfung zu unterwerfen. Das zweite Er-
fordernis — die Erweiterung des geographi-
schen Rahmens — würde eine Neudefinition 
der Verhandlungsparameter bei MBFR erfor-
dern. Allerdings könnte auch die Konferenz 
für Vertrauensmaßnahmen und Abrüstung, 
die auf dem Madrider KSZE-Folgetreffen be-
schlossen werden soll, eine entsprechende Ba-
sis schaffen. Die Auseinandersetzungen um 
den Geltungsbereich der von ihr zu beschlie-
ßenden Maßnahmen (Frage der Einbeziehung 
der europäischen Sowjetunion oder nur eines 
schmalen westlichen Randstreifens der 
UdSSR) sind dafür entscheidend.
Bei den MBFR-Verhandlungen haben die 
NATO-Staaten von Anfang an darauf bestan-
den, daß die zu vereinbarenden Reduzierun-
gen in Mitteleuropa mit Begleitenden Maß-
nahmen (associated measures) zu verknüpfen 
seien. Lange Jahre jedoch ist dieser Punkt nur 
als nachrangig, d. h. als erst nach der Erzielung 
von Reduzierungsübereinkünften zu regeln, 
behandelt worden. Hier haben die Regierun-
gen der NATO-Staaten mittlerweile ihre Prio-
ritäten geändert. Am 20. Dezember 1979 haben 
sie bei den MBFR-Verhandlungen einen ins 
einzelne gehenden Vorschlag über Beglei-
tende Maßnahmen unterbreitet, der zum 
Kernstück ihrer MBFR-Politik geworden 
ist30).

29) The Military Balance 1976—77, hrsg. vom IISS, 
London 1976, S. 99 f.
30) Vgl. die Pressemitteilung der westlichen MBFR-
Delegationen vom 21.12. 1979.

Der NATO-Vorschlag enthielt ein Sieben-
Punkte-Programm Begleitender Maßnahmen. 
Es ging vor allem darum, die militärischen Ma-
növer, die Bewegungen von Truppen und an-
dere Streitkräfte-Aktivitäten außerhalb der 
Garnisonen der jeweils anderen Seite anzuzei-
gen. Alle entsprechenden Unternehmungen 
sollten jährlich im voraus angekündigt wer-
den. Die NATO-Staaten schlugen weiterhin 
Luft- und Bodeninspektionen sowie Kontrol-
len an den Ein- und Ausgangspunkten des Re-
duzierungsgebietes vor, um der jeweiligen Ge-
genseite eine zuverlässige Überprüfung der 
Grenzüberschreitungen durch Militäreinhei-
ten zu ermöglichen. Außerdem sollten sich die 
Vertragspartner dazu verpflichten, wechsel-
seitig die Verifikation durch nationale techni-



sehe Mittel nicht zu behindern. Einem Konsul-
tativgremium war die Funktion zugedacht, die 
Durchführung der Maßnahmen zu erleich-
tern.
Der westliche Vorschlag ist insoweit umfas-
send, als er sich auf alle militärischen Aktivitä-
ten bezieht, von denen aus ein Übergang zu 
Angriffsoperationen vorgenommen werden 
könnte. Ein wesentliches Element ist die Lang-
fristigkeit der Voranzeige. Das jährliche Vor-
legen einer Übersicht über geplante militäri-
sche Tätigkeiten verschafft der jeweils ande-
ren Seite die Möglichkeit zu erkennen, welche 
Aktivitäten regulärer Vorausplanung ent-
springen (Ankündigung in der jährlichen 
Übersicht und durch einmonatige detaillierte 
Vorausinformation) und welche durch kürzer-
fristig eintretende besondere Ereignisse her-
vorgerufen werden (Ankündigung nur durch 
einmonatige detaillierte Vorausinformation).

Besondere Wichtigkeit messen die NATO-
Staaten der Verifikation durch Beobachter, In-
spektionen und Luftaufklärung zu. Dabei geht 
es nicht nur um die Feststellung dessen, was 
die Truppen außerhalb der Garnison unter-
nehmen. Noch bedeutsamer erscheint eine 

Kontrolle darüber, inwieweit Truppen nach 
Mitteleuropa vorverlegt werden. Die Satelli-
tenaufklärung weist in dieser Hinsicht Män-
gel auf. Sie kann zwar die Truppentransporte 
über Land zuverlässig feststellen, ist. aber bei 
dem Personalaustausch mittels Flugzeugen 
außerstande, mit Sicherheit zu beurteilen, in-
wieweit beim Rücktransport Leerflüge vorge-
kommen sind. Daher liegt den westlichen Län-
dern sehr daran, zuverlässig zu erfahren, ob 
sich die sowjetischen Militärstärken im 
MBFR-Gebiet kurzzeitig verändern. Für ein 
etwa geplantes Vorgehen gegen Westeuropa 
würden sich dadurch frühestmögliche Indi-
zien ergeben.
Während der folgenden MBFR-Verhandlun-
gen erwies sich, von der Frage der geographi-
schen Ausdehnung abgesehen, dieser Punkt 
als kontrovers. Der Vorschlag permanenter In-
spektionspunkte und einer zu duldenden Luft-
überwachung stieß auf heftigen Widerstand 
bei der UdSSR und ihren Gefolgschaftsstaaten. 
Nach westlichem Eindruck geht es der östli-
chen Seite vor allem darum, der NATO einen 
raschen und zuverlässigen Einblick in den je-
weiligen militärischen Ist-Stand in Ostmittel-
europa zu verwehren.

Das Ringen um den Charakter des MBFR-Gebiets

Hinsichtlich der Art der Probleme, die durch 
MBFR gelöst werden sollten, bestand zwi-
schen Ost und West von Anfang an ein grund-
legender Unterschied. Für die NATO hat im-
mer der Gesichtspunkt im Vordergrund ge-
standen, den von der UdSSR ausgehenden 
Druck auf Westeuropa zu verringern. Als Ge-
genleistung wurden — vor allem Anfang der 
siebziger Jahre — Abstriche von der amerika-
nischen Militärpräsenz auf dem europäischen 
Schauplatz in Aussicht genommen. Vielleicht 
hätte sich die sowjetische Führung auf ein ent-
sprechendes Geben und Nehmen eingelassen, 
wenn es, ihren Vorstellungen folgend31 ). zu ei-
ner bilateralen amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungsführung gekommen wäre. Sie 
lehnte es jedoch ab, im Beisein und unter Mit-
sprache der kleineren Bündnismitglieder die 
das bilaterale Verhältnis der Weltmächte be-
treffenden Angelegenheiten stark in die Ver-
handlungen einzubeziehen. Nach ihrer An-
sicht ließen sich die zweiseitigen sicherheits-
politischen Beziehungen zu den Vereinigten 

31) Martin Steiff, Truppenreduzierungen in Mittel-
europa, in: Europäische Wehrkunde, 1/1980, S. 4. 32) Ebenda.

Staaten besser in einem zweiseitigen Rahmen 
wie SALT regeln. Moskau wollte, wenn es 
schon eigene militärische Kapazitäten in Eu-
ropa zur Disposition stellen sollte, dafür eine 
außerhalb des Verhältnisses zu den USA (de-
ren konventionelle Streitkräfte auf dem euro-
päischen Schauplatz nicht ausschlaggebend 
erscheinen) liegende westeuropäische Gegen-
leistung, vor allem eine Verringerung der Bun-
deswehr, erlangen.
Das sowjetische Vorgehen konfrontierte die 
NATO-Staaten nicht nur mit dem Ansinnen, 
daß sie Gebrauchsbeschränkungen der UdSSR 
mit Potentialbeschränkungen auf der eigenen 
Seite honorieren sollten, sondern warf auch 
ein grundsätzliches Problem auf. Das Bemü-
hen Moskaus, mit Hilfe von MBFR-Uberein-
künften bedrohlich erscheinende militärische 
und politische Optionen in Westeuropa (Inte-
gration der Streitkräfte, Zusammenschluß der 
Staaten oder Zunahmen des westdeutschen 
Gewichts) auszuschließen32 ), setzte die westli-
che Seite einem sowjetischen Anspruch auf 



Mitsprache und Vetokompetenz im europäi-
schen Teil des NATO-Gebiets aus. Das ent-
sprach den Vorstellungen der UdSSR von 
„gleicher Sicherheit" mit den USA: So wie die 
amerikanische Weltmacht sich in ihrer He-
misphäre keiner militärischen Herausforde-
rung gegenübersah, hatte demnach auch die 
UdSSR einen Anspruch auf Neutralisierung 
der ihr in ihrer Hemisphäre (d. h. in Europa 
und in Asien) begegnenden militärischen Her-
ausforderungen. Aus sowjetischer Sicht ist die 
angestrebte Fähigkeit, im Kriegsfall mit einer 
solchen Bedrohung offensiv Schluß machen zu 
können, nur ein weniger guter Ersatz für die 
Gewähr, daß das eigene Land gar nicht erst ei-
ner militärischen Bedrohung ausgesetzt 
ist33 ).

33) Näheres bei Gerhard Wettig, Die USA, die 
UdSSR und das Problem der Rüstungskontrolle, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wo-
chenzeitung „Das Parlament", B 48/80, 29. 11. 1980, 
S. 13—29.
34) Vgl. Johan Jörgen Holst, Abschreckung und Sta-
bilität im Verhältnis zwischen NATO und War-
schauer Pakt, in: Europa-Archiv, 1/1981, S. 10f.

35) Vgl. Gerhard Wettig, Die Sowjetunion und die 
Rüstungskontrolle in Europa, in: Europäische 
Wehrkunde, 10/1977, S. 490—495.
36) Martin Steiff, Truppenreduzierungen in Mittel-
europa, in: Europäische Wehrkunde, 1/1980, S. 5.

Dementsprechend scheint die sowjetische 
Führung eine Sicherheitsordnung anzustre-
ben, die westlich ihrer Grenzen eine Rü-
stungsüberwachungszone etablieren würde. 
Die kontinentaleuropäischen Länder, die bis 
jetzt außerhalb des sowjetischen Herrschafts-
bereichs geblieben sind, müßten sich einem 
System militärischer Beschränkungen unter-
ordnen, das der sowjetischen Führung eine 
Gewähr vor jeder möglichen Bedrohung ver-
schaffen würde. Nach sowjetischer Ansicht 
setzt dies anscheinend voraus, daß die Be-
schränkungen sich ausschließlich oder zumin-
dest mit nur geringer Ausnahme (wie bei den 
Vertrauensbildenden Maßnahmen der KSZE) 
auf nicht-sowjetische Länder beziehen.
Das würde dem Territorium der UdSSR einen 
privilegierten Status in Europa verleihen. 
Wenn die militärischen Beschränkungen 
überdies noch einschneidenden Charakter 
hätten und demzufolge Aufsichtsfunktionen 
von außerhalb stehenden Mächten erfordern 
würden, dann könnte Moskau ein Mitsprache-
recht (droit de regard) in dem westeuropäi-
schen NATO-Gebiet geltend machen. Ein so 
kontrolliertes westliches Vor

34

feld wäre eine 
Garantie dafür, daß die Sowjetunion von Eu-
ropa aus keiner militärischen Bedrohung. 
mehr ausgesetzt werden könnte ).

Der MBFR-Verhandlungsrahmen bietet für 
die Durchsetzung solcher Absichten einige 
Ansatzpunkte. Würde man nämlich nach so-

wjetischem Vorschlag die Reduzierungspflich-
ten nach Einheiten und Waffen spezifizieren, 
dann wären damit künftig in diesen beiden 
Hinsichten Höchststärken — also militärische 
Obergrenzen, deren Einhaltung überwacht 
werden müßte — festgelegt. Außerdem wen-
det sich Moskau gegen das von der NATO gel-
tend gemachte Prinzip der kollektiven Redu-
zierung innerhalb des jeweiligen Bündnisses 
und fordert statt dessen die Fixierung von 
Höchststärken für jeden einzelnen Teilneh-
merstaat. Daraus ergibt sich als praktische 
Konsequenz, daß innerhalb des Reduzierungs-
gebietes das zulässige Kontingent an Einhei-
ten und Waffen für die Teilnehmerländer je-
weils einzeln fixiert werden würde. Damit sä-
hen sich die im Reduzierungsgebiet gelegenen 
Staaten individuellen Abrüstungsverpflich-
tungen unterworfen, die, weil sie nach Verbän-
den und Ausrüstungen spezifiziert wären, ihre 
organisatorischen und bewaffnungsmäßigen 
militärischen Strukturen einseitig festschrei-
ben und kontrollieren würden. Den am Ab-
kommen beteiligten, aber hinsichtlich ihres 
militärischen Potentials nicht begrenzten 
Staaten außerhalb der Reduzierungszone fiele 
primär die Aufgabe zu, darüber zu wachen, daß 
der festgelegte Zustand bestehen bleibt. Das 
wäre, weil die NATO ihren gesamten Vertei-
digungsraum auf dem Kontinent einzubringen 
hätte, während beim Warschauer Pakt nur ein 
Vorfeld betroffen wäre, mit einer alleinigen 
militärischen Lähmung des Westens in Eu-
ropa gleichbedeutend35 ).
Anpassungen an veränderte militärische und 
technische Gegebenheiten würden für den 
mitteleuropäischen Raum — und damit für das 
kontinentale Glacis der NATO insgesamt — 
ausgeschlossen. Das interne Kräfteverhältnis 
zwischen den Verbündeten ließe sich ohne die 
Zustimmung der anderen Seite nicht verän-
dern. Das alles beträfe nur auf westlicher Seite 
die Gesamtheit des Verteidigungsgebietes. 
Die Funktionsfähigkeit der integrierten west-
europäischen Verteidigung ließe sich unter 
diesen Umständen nicht aufrechterhalten, 
während die UdSSR ihre militärischen Dispo-
sitionen östlich bzw. südlich der polnischen 
und tschechoslowakischen Grenzen weiterhin 
nach freiem Ermessen treffen könnte36 ).
Ein derartiges Konzept ist für die NATO-Staa-
ten unannehmbar, weil es auf dem europäi-



sehen Schauplatz zu einseitig sowjetischen 
Gunsten Sicherheit schaffen und ungleiche 
Machtverhältnisse etablieren würde. Die 
westeuropäischen Länder blieben bei einem 
derartigen Arrangement, das jede Wechselsei-
tigkeit ausschließt, ohne Schutz und Einfluß. 
Das Gebot der „gleichen Sicherheit", auf das 
die sowjetische Führung so großen Wert legt, 
fände keinerlei Anwendung auf die Beziehun-
gen der UdSSR zu Westeuropa.
Dafür hält Moskau freilich eine ideologische 
Rechtfertigung bereit. Demnach verändert 
sich das Kräfteverhältnis in der Welt gesetz-
mäßig zugunsten der „sozialistischen Gemein-
schaft", die überall für den Frieden eintritt und 
niemanden bedroht. Im militärischen Bereich 
ist der Machtverschiebungsprozeß inzwischen 
schon so weit vorangeschritten, daß sich die 
„kapitalistischen" Staaten zunehmend an die 
sowjetische Politik anpassen müssen und von 
daher objektiv genötigt sind, auf die von der 
UdSSR angebotene „friedliche Koexistenz" 
zwischen Ost und West einzugehen. Nach die-

ser Darstellung gewährleistet allein die östli-
che Militärmacht den Frieden in Europa und 
anderswo und verschafft damit zugleich den 
Völkern Sicherheit. Somit ist die militärische 
Stärke auf östlicher Seite eine entscheidende 
Voraussetzung der Entspannung.
Daraus ergibt sich der Schluß, daß Maßnah-
men zur Verstärkung der östlichen Verteidi-
gungsfähigkeit nicht im Widerspruch zur Ent-
spannung stehen, sondern sie im Gegenteil 
fördern. Westliche Verteidigungsanstrengun-
gen dagegen, die der sowjetischen Politik ent-
gegenwirken, haben nach Moskauer These als 
entspannungsfeindlich zu gelten. An diesem 
Punkt haben die MBFR-Verhandlungen nach 
sowjetischer Ansicht auch eine psychologi-
sche Funktion zu erfüllen: Die Tatsache eines 
Ost-West-Einvernehmens über militärische 
Fragen soll in der westeuropäischen Öffent-
lichkeit den Eindruck schaffen, daß die Sicher-
heit problemlos gewährleistet sei und daß da-
her kein Grund mehr für weitere „Aufrüstung” 
der NATO bestehe.

Die nukleare Dimension der Sicherheit in Europa

Die Fähigkeit der NATO, ihr europäisches 
Territorium unter allen Umständen gegen ei-
nen sowjetischen Angriff zu verteidigen, er-
scheint nicht zweifelsfrei gewährleistet. Das 
gilt vor allem im konventionellen Bereich. 
Aber auch bei den taktisch-nuklearen Waffen 
hat das westliche Bündnis den großen Vor-
sprung eingebüßt, den es früher besessen hat. 
In dem Maße, wie die Wirksamkeit der 
NATO-Verteidigung auf dem europäischen 
Gefechtsfeld beeinträchtigt ist, stellt sich die 
Frage nach weiteren Mitteln der Sicherheits-
wahrung.
Die Antwort der westlichen Militärstrategie 
lautet, daß Verteidigungsdefizite durch die Fä-
higkeit zur Eskalation auf höhere militärische 
Ebenen wettgemacht werden können. Die 
UdSSR wird für den Fall, daß sie Westeuropa 
erfolgreich angreifen sollte, mit der Aussicht 
auf die unabsehbar schlimmen Folgen nuklea-
rer Schläge gegen ihr eigenes Territorium 
konfrontiert. Das soll ihr von vornherein jede 
denkbare Lust an einem Angriff auf Westeu-
ropa oder an der Androhung eines solchen 
nehmen bzw. sie zum Abbruch eines bereits 
gestarteten Angriffs veranlassen. Die politi-
sche Folge dieser „Abschreckung" ist, daß die 
westeuropäischen Länder von einer Lahmle-
gung der sowjetischen Angriffsposition ausge-

hen können und daher ihre Entscheidungen 
frei von dem Gefühl sowjetischen Drucks (das 
im Wissen um die militärischen Fähigkeiten 
der UdSSR auch bei deren Verzicht auf ausge-
sprochene Drohungen entstehen würde) zu 
treffen in der Lage sind.

Der sowjetischen Fähigkeit zur Offensive ge-
gen Westeuropa stellt somit die NATO, da sie 
des Erfolgs ihrer Verteidigungsmittel auf dem 
Gefechtsfeld nicht sicher ist, den Hinweis auf 
ihre Fähigkeit zu nuklearer Eskalation entge-
gen. Dabei geht es vor allem um die Verhü-
tung eines Krieges in Europa. Die sowjetische 
Führung soll für den Fall, daß sie sich hinrei-
chende Chancen für einen Sieg über die 
NATO auf dem europäischen Schauplatz aus-
rechnen und daraus die Konsequenz eines of-
fensiven militärischen Vorgehens ziehen soll-
te, durch die Inaussichtstellung eines für sie 
unannehmbaren Schadens an einem An-
griff gehindert werden. Das nukleare Risiko 
soll ihr klarmachen, daß sie sich eine Ausnut-
zung ihrer militärischen Überlegenheitsmo-
mente auf dem europäischen Gefechtsfeld un-
ter keinen Umständen leisten kann. Das er-
scheint in den westlichen Hauptstädten insbe-
sondere auch im Blick auf etwaige Krisensitu-
ationen wichtig.



Würde die UdSSR trotzdem irgendwann ein-
mal eine militärische Offensive gegen West-
europa einleiten und hätte sie dann mit dem 
Bemühen um ein Niederkämpfen der westli-
chen Verteidigung Erfolg, dann soll die Fähig-
keit zur nuklearen Eskalation der NATO dazu 
dienen, dem eventuellen östlichen Angreifer 
ein gebieterisches Halt zuzurufen, weil er an-
dernfalls mit katastrophalen Konsequenzen 
zu rechnen habe. Für das westliche Bündnis 
hat das nukleare Instrumentarium, das ihm 
oberhalb der Gefechtsfeld-Ebene zur Verfü-
gung steht, den ausschließlichen Sinn, die 
UdSSR absolut zu militärischer Zurückhaltung 
zu verpflichten.
Aus amerikanisch-atlantischer Perspektive 
scheint dies am besten gewährleistet, wenn 
die notfalls in Aussicht genommene nukleare 
Eskalation in angemessener Weise begrenzt 
ist und zugleich den potentiellen Angreifer 
fühlbar treffen würde. Die Kernwaffenschläge, 
die als Reaktion auf sowjetisches Vordringen 
nach Westeuropa angedroht werden, sollen 
daher in einem regionalen Rahmen bleiben 
und wesentliche Gebiete der UdSSR einbezie-
hen. Dabei dient die geographische Beschrän-
kung auf Europa nach amerikanisch-atlanti-
scher Überzeugung zugleich der Glaubwürdig-
keit des Eskalationskonzepts: Die nukleare 
„Vergeltung" für den sowjetischen Angriff, 
welche die USA in Aussicht stellen, erscheint 
nicht unmittelbar als amerikanische Entschei-
dung für die Beteiligung an einem wechselsei-
tigen Holocaust. Als weitere Eskalationsge-
währ gilt, daß die nuklearen Mittel, die gegen 
die UdSSR eingesetzt werden sollen, auf west-
europäischem Territorium stationiert sind. 
Wenn nämlich sowjetische Streitkräfte gegen 
ihre Dislozierungsgebiete vorrücken würden, 
müßte die amerikanische Führung sich entwe-
der zu deren Einsatz entschließen oder aber 
deren Verlust an den Gegner riskieren. Eine 
Politik des Hinauszögerns, wie sie hinsichtlich 
des Gebrauchs von anderswo bereitgehalte-
nen Waffen denkbar wäre, erscheint hier aus-
geschlossen.

Für die NATO ist die Fähigkeit zur nuklearen 
Eskalation in Europa das unerläßliche Gegen-
gewicht zu der befürchteten sowjetischen Fä-
higkeit zum Angriff gegen Westeuropa, weil 
nur sie eine zuverlässige Gewähr für einen so-
wjetischen Angriffsverzicht zu bieten scheint. 
Damit wird nicht unterstellt, daß die Führung 
in Moskau eine militärische Offensive plane. 
Es gilt vielmehr nur als nicht ausgeschlossen, 
daß die Männer im Kreml das mit ihrer Mili-
tärmacht verbundene Druckpotential ausnut-

zen oder bei einer akuten Krise des Ost-West-
Verhältnisses im Verlauf wechselseitiger mili-
tärischer Vorkehrungen schließlich zum Erst-
schlag übergehen könnten. Dieses Unsicher-
heitsmoment soll zuverlässig ausgeschaltet 
sein, damit die westeuropäischen Länder auch 
in schwierigen und kritischen Situationen von 
Gefahr und Nervosität frei sein können. 
Schließlich ist eine objektive Gewähr dafür, 
daß die andere Seite am Frieden festzuhalten 
allen Grund hat, besser als die bloße Hoffnung 
auf deren jederzeitiges Gefeitsein gegen die 
Versuchungen des Gewaltgebrauchs.
Aus sowjetischer Sicht stellt sich die Lage an-
ders dar. Die westliche Fähigkeit zur nuklea-
ren Eskalation in Europa erscheint als direkte 
Bedrohung der UdSSR — vor allem auch dar-
um, weil ein geographischer Rahmen abge-
steckt wird, der die USA im Gegensatz zur So-
wjetunion nicht einbezieht. In Moskau wird 
immer wieder erklärt, das sei ein deutliches 
Indiz für amerikanische Absichten, eventuell 
ohne jeden Anlaß einen nuklearen Erstschlag 
gegen die UdSSR zu führen37 ). Die Schlußfol-
gerung lautet, den Amerikanern müsse die 
Möglichkeit hierzu genommen werden. Das 
aber bedeutet — unabhängig von den damit 
verbundenen sowjetischen Absichten — für 
Westeuropa, daß die Garantie, die der UdSSR 
das Interesse an einer etwaigen Ausnutzung 
der Fähigkeit zum Angriff gegen Westeuropa 
nimmt, wegfallen soll.

37) Vgl. z. B. G. A Trofimenko, S§A: Politika, vojna, 
ideologija, Moskau 1975, S. 91—93, 95,112—114, 285, 
314—320.
38) Zum Beispiel ebenda, S. 322—330; V. Falin, 
Buduee Evropy — v mirnom sotrudnitestve, in: 
Prawda, 22. 11. 1979.

Nach sowjetischer Ansicht verträgt sich eine 
Lage, in der eine Weltmacht über die Fähig-
keit zu regionalen Nuklearschlägen gegen die 
andere verfügt, ohne daß umgekehrt das Glei-
che gelten würde, nicht mit den Grundsätzen 
„gleicher Sicherheit". Die Vereinigten Staaten, 
so heißt es, besäßen gegenüber der Sowjet-
union ein „zweifaches Potential" (Optionen des 
nuklearen Schlages auf global-strategischer 
wie auf euro-strategischer Ebene). Die UdSSR 
dagegen könne die andere Weltmacht nur mit 
einem einzigen Potential (mit Nuklearschlä-
gen auf global-strategischer Ebene) treffen38 ).
Dabei bleibt nicht nur außer Betracht, daß die 
„vorne stationierten [Nuklear-jSysteme“ (for-
ward-based Systems, sredstva peredovogo ba-
zirovanija) der Amerikaner in Westeuropa die 
Funktion eines Gegengewichts zu dem be-



fürchteten Angriffspotential der UdSSR auf 
dem europäischen Gefechtsfeld haben. Ebenso 
wird in Moskau ignoriert, daß die Sowjetunion 
über umfangreiche euro-strategische Nu-
klearkapazitäten gegenüber den westeuropäi-

schen Ländern verfügt, von denen viele (wie 
z. B. die Bundesrepublik Deutschland) ohne 
die vorgeschobenen amerikanischen Kernwaf-
fensysteme vielfach nicht das mindeste Äqui-
valent dazu besäßen.

Das sowjetische Bemühen um eine Beseitigung 
oder Neutralisierung der „vorne stationierten Systeme" 
und die Antwort der NATO

Bei SALT I und II machten die sowjetischen 
Vertreter immer wieder geltend, die in West-
europa bzw. Ostasien und auf den jeweils an-
grenzenden Meeren stationierten amerikani-
schen Kernwaffen mit einer Reichweite bis in 
die UdSSR dürften nicht außerhalb der strate-
gischen Gleichung bleiben. Sie seien als Teil 
der amerikanischen Kapazitäten zu behan-
deln, die gegen das global-strategische Poten-
tial der Sowjetunion aufgerechnet werden 
müßten. Praktisch wurde den USA auf diese 
Weise nahegelegt, auf ihre vorgeschobenen 
Nuklearsysteme (die wegen ihrer exponierten 
Lage relativ verwundbar sind und daher kei-
nen allzu großen Wert für die Sicherheit des 
Heimatterritoriums haben) zu verzichten.
Eine nuklearstrategische Entblößung West-, 
europas war für die NATO unannehmbar. Da-
her widersetzte sich die amerikanische Regie-
rung dem sowjetischen Ansinnen. Im Herbst 
1974 kamen Präsident Ford und Generalsekre-
tär Breshnew in Wladiwostok überein, eine 
Regelung der Frage auf SALT III zu verschie-
ben. Bis dahin sollten sich die Vereinigten 
Staaten einer „Umgehung" der bilateral ausge-
handelten global-strategischen Obergrenzen 
enthalten. Was dies konkret bedeutete, blieb 
unklar39 ).

39) SALT and the NATO Allies. A Staff Report to the 
Subcommittee on Foreign Relations, U. S. Senate, 
Washington/D. C„ Oktober 1979, S. llf., 29 f.

Später hat die sowjetische Seite in der Öffent-
lichkeit die Interpretation hinzugefügt, die 
„vorne stationierten Systeme" dürften nicht 
über den bisherigen Stand hinaus vermehrt 
werden. Zugleich jedoch sollte die sowjetische 
Handlungsfreiheit durch die Absprache nicht 
berührt sein. Daher war nach Moskauer These 
die einseitige quantitative und qualitative 
Verstärkung, die sich die UdSSR mit der zwei 
Jahre später beginnenden Umrüstung von den 
1961 bzw. 1964 dislozierten Mittelstreckensy-
stemen SS-4 und SS-5 auf den modernen Typ 

SS-20 zu verschaffen begann, vollauf gerecht-
fertigt.

Das neue Trägersystem ist mit drei voneinan-
der unabhängigen Sprengköpfen (MIRV) aus-
gestattet und läßt sich bis dreimal nachladen. 
Die Treffgenauigkeit liegt gegenüber den al-
ten Raketen beim Sechs- bzw. Dreifachen. Die 
SS-20 ist überdies mobil und entzieht sich da-
mit amerikanischer Zielplanung. Die UdSSR 
verbesserte ihr euro-strategisches Arsenal 
auch mit weiteren Maßnahmen. Dabei kommt 
der Einführung des schweren Bombers „Back-
fire" besondere Bedeutung zu.

Die sowjetische Rüstung setzt die amerikani-
schen Nuklearsysteme in Westeuropa, die 
Mittelstreckenwaffen Großbritanniens und 
Frankreichs sowie die taktisch-nuklearen Ge-
fechtsfeldwaffen der NATO zunehmend dem 
Risiko aus, daß sie im Falle einer militärischen 
Auseinandersetzung mittels eines sowjeti-
schen Erstschlages ausgeschaltet oder zumin-
dest radikal dezimiert werden. Die euro-stra-
tegischen Sprengköpfe der UdSSR haben ei-
nen solchen Zuwachs an Zahl und Treffgenau-
igkeit erfahren, daß jedes nukleare Ziel in 
Westeuropa von ihnen zuverlässig erfaßt und 
mehrfach abgedeckt werden kann. Gleichzei-
tig stellt die zunehmend perfektionierte so-
wjetische Luftabwehr die Eindringfähigkeit 
der „vorne stationierten Systeme" in Frage. Es 
wird daher zweifelhaft, ob dem westlichen 
Konzept der Kriegsverhütung durch die Fä-
higkeit zu nuklearer Eskalation noch Wirk-
samkeit beigemessen werden kann.

Damit eröffnet sich die Aussicht, daß die 
UdSSR gegenüber den in Westeuropa statio-
nierten Mittelstreckensystemen die Fähigkeit 
zum entwaffnenden Erstschlag gewinnt und 
die mit der Existenz der amerikanischen 
Kernwaffenträger in Europa verknüpfte west-
liche Option zum Kontern der sowjetischen 
Offensivfähigkeit auf dem Gefechtsfeld neu-
tralisiert. Die westliche Sicherheit droht ins 



Schwanken zu geraten. Der NATO-Rat beauf-
tragte daher 1977 eine Sachverständigengrup-
pe, nach Wegen zu suchen, wie dem zu begeg-
nen sei. Die Experten kamen zu dem Schluß, 
das westliche Bündnis müsse, wenn auch in 
begrenztem Umfange, ebenfalls eine euro-
strategische Umrüstung vornehmen.

Die Entscheidung, die der NATO-Rat am 
12. Dezember 1979 aufgrund des Sachverstän-
digenvotums traf, suchte den sowjetischen Si-
cherheitsinteressen in größtmöglichem Um-
fange zu entsprechen. Die Zahl der Raketen 
und Sprengköpfe vom Typ „Pershing IT, der 
denkbarerweise als Erstschlagswaffe gegen 
die UdSSR dienen kann, wurde auf 108 be-
grenzt. Mit diesem geringen Potential läßt sich 
ein nuklearer Überfall gegen die Sowjetunion 
nicht durchführen, weil er von vornherein 
keine Chance zur Ausschaltung eines irgend-
wie bedeutsamen Teils der sowjetischen Mit-
telsteckenwaffen hätte und daher nur Vergel-
tungsschläge von Seiten eines euro-strate-, 
gisch um ein Vielfaches überlegenen Gegners 
provozieren würde. Das Hauptgewicht legte 
die NATO auf die Beschaffung und Stationie-
rung landgestützter Marschflugkörper (crUise 
missiles). Davon wurden 464 vorgesehen. Die-
ses Waffensystem eignet sich wegen seiner re-
lativ langen Flugzeiten nicht für Erstschläge: 
In der Zeit, die vom Abschuß bis zum Eintref-
fen am Zielort vergeht, könnte der angegrif-
fene Gegner ohne Schwierigkeit seine Vergel-
tungswaffen bereitmachen und abfeuern. Da-
her kommen die Marschflugkörper nur als 
Zweitschlagswaffe in Betracht, mit der die 
NATO auf einen vorher erfolgten sowjeti-
schen Ersteinsatz antworten würde.
Zurückhaltung suchte die NATO auch bei ih-
rer Reichweitenfestlegung zu demonstrieren. 
Die neuen Mittelstreckenträger erfassen zwar 
wichtige industrielle und administrative Zen-
tren der Sowjetunion einschließlich der 
Hauptstadt Moskau, können aber nicht die 
großenteils weiter östlich gelegenen Dislozie-
rungsgebiete der sowjetischen Mittelstrek-
kensysteme abdecken. Alles in allem wurde 
die Hauptvoraussetzung für einen eventuellen 
Erstschlag, die Fähigkeit zum Unschädlichma-
chen der entsprechenden nuklearstrategi-
schen Mittel auf Seiten des Gegners, bewußt 
außer acht gelassen. Für eine Kriegführung in 
dem regional begrenzten Rahmen Europas 
sind die zur Nachrüstung vorgesehenen euro-
strategischen Systeme der NATO nicht nur 
wegen ihrer Merkmale ungeeignet. Auch der 
zahlenmäßige Umfang ist nicht darauf einge-
richtet, ein europäisches Kernwaffenduell mit 

der UdSSR unter irgendeinem Gesichtspunkt 
sinnvoll erscheinen zu lassen. In einem sol-
chen Fall würde die sowjetische Seite jede ihr 
interessant erscheinende Ziele in Westeuropa 
mehrfach abdecken und daher mit einer ge-
wissen Wahrscheinlichkeit ausschalten kön-
nen. Das westliche Bündnis dagegen befände 
sich — nach amtlichen Vorausschätzungen für 
das euro-strategische Kräfteverhältnis (ge-
rechnet in Sprengköpfen) — nach dem Ende 
der sowjetischen Vor- und der atlantischen 
Nachrüstung noch immer in einer 3,5fachen 
numerischen Unterlegenheit, so daß es von 
vornherein allein wegen mangelnder Masse 
nicht die mindeste Chance hätte, die gegneri-
sche Kernwaffendrohung zu beseitigen oder 
auch nur wesentlich zu verringern (und zwar 
selbst dann nicht, wenn das Kunststück gelän-
ge, die mobilen sowjetischen Systeme zu orten 
und, soweit überhaupt erreichbar, mit einem 
Schuß zu erledigen — was so gut wie unmög-
lich ist).40 )

40) Hierzu insbesondere: Die nuklearen Mittel-
streckenwaffen. Modernisierung und Rüstungskon-
trolle. Texte, Materialien und Argumente zum Be-
schluß der NATO vom 12. Dezember 1979, hrsg. vom 
Bundesminister der Verteidigung/Planungsstab, 
Bonn, April 1980; Lothar Ruehl, Der Beschluß der 
NATO zur Einführung der nuklearen Mittelstrek-
kenraketen, in: Europa-Archiv, 4/1980, S. 99—110.

Trotzdem sah sich die sowjetische Führung 
durch die Aussicht auf euro-strategische Mo-
dernisierung der NATO alarmiert. Ihre Hoff-
nung, die Wirksamkeit der „vorne stationier-
ten Systeme“ in Westeuropa ausschalten zu 
können, hatte vor allem auf zweierlei beruht. 
Zum einen waren die Nuklearsysteme der 
NATO durch die zunehmenden sowjetischen 
Kapazitäten zur euro-strategischen Offensive 
in eine Lage immer größerer Verwundbarkeit 
geraten (Möglichkeit der ihrem Einsatz vor-
ausgehenden Ausschaltung mittels eines so-
wjetischen Erstschlags). Zum anderen verlo-
ren die „vorne stationierten Systeme“ fort-
schreitend ihren Wert als Mittel des Angriffs 
gegen die UdSSR: Die Nuklearbomber der 
USA hatten wegen der laufend verbesserten 
sowjetischen Luftabwehr immer weniger Ein-
dringchancen.
Genau an diesen beiden Punkten suchte die 
NATO mit ihrem Beschluß vom 12. Dezember 
1979 Abhilfe zu schaffen. Die Verwundbarkeit 
der neuen Systeme wurde durch Mobilität ein-
geschränkt. Zugleich wurde eine Eindringfä-
higkeit vorgesehen, der die UdSSR keine er-
folgversprechende Abwehr entgegenzusetzen 
hatte. Sowohl die schnelle ballistische Rakete 



„Pershing II" als auch die zwar langsamen, aber 
durch Ortungssysteme so gut wie nicht zu er-
fassenden Marschflugkörper würden bei ih-
rem Flug ins Zielgebiet kaum aufzuhalten 
sein. Die sowjetische Führung sah sich daher 

mit der Aussicht konfrontiert, daß die Ver-
wirklichung des NATO-Beschlusses vorn 
12. Dezember 1979 die erfolgreich begonnene 
Neutralisierung der amerikanischen Nuklear-
systeme in Europa durchkreuzen werde.

Auseinandersetzungen
um die euro-strategische Nachrüstung im Westen

Die Leiter der sowjetischen Politik sahen eine 
intensive Propagandakampagne, verbunden 
mit einem Angebot zu Verhandlungen, als das 
geeignete Mittel an, um dies abzuwenden. In 
Moskau setzte sich dabei die Ansicht durch, 
daß der westlichen Seite kein Stopp beim Auf-
bau der SS-20 anzubieten sei. Daher machte 
Breshnew in seiner Ost-Berliner Rede vom 
6. Oktober 1979 den Westmächten nur das 
symbolische Zugeständnis eines 20 000-Mann-
Abzugs aus der DDR. Er forderte zu sofortigen 
Ost-West-Verhandlungen auf. Wenn die 
NATO auf ihr Vorhabe

41

n verzichte, könne über 
eine Beschränkung der sowjetischen Mittel-
streckensysteme gesprochen werden ).
Der sowjetischen Position lag augenscheinlich 
die Einschätzung zugrunde, es komme ent-
scheidend darauf an, daß die NATO den von 
der UdSSR vollzogenen euro-strategischen 
Qualitätssprung (namentlich durch die Ein-
führung der SS-20 und des „Backfire“) nicht 
nachvollziehe. Wenn der sowjetischen Seite 
das Monopol überlegener Qualität verbleibe, 
könne sie unbesorgt quantitative Zugeständ-
nisse machen. Diese Ansicht stimmt mit den 
Ergebnissen einer Studie überein, die Klaus-
Peter Stratmann kürzlich vorgelegt hat. Da-
nach hängt die westliche Eskalationsfähigkeit, 
deren Gewährleistung die „vorne stationierten 
Systeme" in Westeuropa dienen sollen, nicht 
von einem bestimmten euro-strategischen 
Zahlenverhältnis, sondern allein von einem 
qualitativ gleichartigen Niveau auf beiden Sei-
ten ab42). Die fehlende sowjetische Bereit-
schaft zu einem SS-20-Moratorium machte 
überdies deutlich, daß die sowjetische Füh-
rung in künftige Verhandlungen mit einem 
möglichst großen Überhang an qualitativ 

41) Text: Prawda, 7. 10. 1979.
42) Die Untersuchung erscheint voraussichtlich in 
der Zeitschrift „Europäische Wehrkunde". Eine ge-
kürzte Teilanalyse, die in Zusammenarbeit mit Han-
nes Adomeit entstanden ist, wird in das vom Bun-
desinstitut für ostwissenschaftliche und internatio-
nale Studien herausgegebene Sammelwerk „Die So-
wjetunion 1980/81” Eingang finden.

überlegenen Mittelstreckensystemen gehen 
wollte.
Die westlichen Regierungen hielten einen 
Verzicht auf das Vorhaben einer euro-strategi-
sehen Modernisierung für unzumutbar, zumal 
wenn die UdSSR gleichzeitig weiterrüstete. 
Sie fürchteten, daß der sowjetische Qualitäts-
vorsprung und dessen ständige Ausweitung 
sie bei Verhandlungen einem einseitigen 
Druck aussetzen würde, wenn sie ihre Moder-
nisierungsoption preisgäben und damit dem 
sowjetischen Partner das von ihm gesuchte 
Zugeständnis bereits gemacht hätten. Darüber 
hinaus neigten sie zunehmend der Ansicht zu, 
daß ein vollständiger euro-strategischer Mo-
dernisierungsverzicht auf westlicher Seite nur 
in dem wenig wahrscheinlichen Fall in Frage 
komme, daß die andere Seite ihre moderni-
sierten Kapazitäten völlig abbaue. Andernfalls 
könne man sich nur über wechselseitige Be-
grenzungen bei den modernisierten Systemen 
verständigen.
Parität nicht in quantitativer, wohl aber in qua-
litativer Hinsicht schien notwendig, um die 
westliche Fähigkeit zur nuklearen Eskalation 
in Europa aufrechtzuerhalten und so das Ge-
gengewicht gegen die sowjetischen Offensiv-
kapazitäten auf dem europäischen Gefechts-
feld zu wahren. Aus solchen Überlegungen 
entstand das Doppelprogramm der NATO 
vom 12. Dezember 1979, das sowohl eine euro-
strategische Modernisierung als auch Ver-
handlungen über eine Beschränkung der euro-
strategischen Rüstungen vorsah.
Die sowjetische Propaganda stellte den 
NATO-Beschluß als eine auf einseitige Aufrü-
stung gerichtete Maßnahme hin, die einem 
amerikanischen Streben nach militärischer 
Überlegenheit diene. Die Führung in Moskau 
ließ wissen, daß an Verhandlungen nicht zu 
denken sei, solange die NATO ihr Votum für 
die euro-strategische Modernisierung nicht 
widerrufe. Sie bemühte sich in der Folgezeit 
darum, in den westeuropäischen Ländern eine 
möglichst wirkungsvolle Opposition gegen 



den NATO-Beschluß zu mobilisieren und in 
das amerikanisch-westeuropäische Verhältnis 
auf alle mögliche Weise Zwist hineinzutragen. 
Damit erzielte sie jedoch keinen politischen 
Durchbruch. Das veranlaßte sie dazu, ihren 
Kurs abzuändern.
In den Moskauer Gesprächen mit Bundes-
kanzler Schmidt vom 30. Juni und 1. Juli 1980 
hielt die sowjetische Führung grundsätzlich 
daran fest, daß Verhandlungen, die auf die 
Mittelstreckenraketen beschränkt seien und 
daher raschestmöglichen Erfolg versprächen, 
nur nach einer Aufhebung des NATO-Be-
schlusses in Frage kämen. Wenn aber die 
westliche Seite zu dem verlangten Entgegen-
kommen nicht bereit sei, könne statt dessen 
die gesamte euro-strategische Problematik im 
Rahmen von SALT III aufgerollt werden. Dann 
müßten freilich „in organischem Zusammen-
hang" mit den Raketen auch alle „vorne statio-
nierten Systeme" behandelt werden. Der Ant-
wort auf Schmidts Frage, ob die UdSSR einer 
Einbeziehung auch ihrer entsprechenden Trä-
ger zustimmen würde, wich Breshnew aus. Die 
Führer der UdSSR waren jedoch willens, die 
SALT III-Gespräche schon vor der noch aus-
stehenden Ratifizierung des SALT II-Vertra-
ges durch den amerikanischen Senat zu begin-
nen. Eine Übereinkunft könne freilich erst 
dann Wirklichkeit werden, wenn zuvor die Be-
stimmungen von SALT II in Kraft getreten 
seien43 ).

43) Vgl. Radi bezopasnosti narodov, in: Prawda, 15. 7. 
1980; ebenso die in: Die Welt, 7.7. 1980, veröffent-
lichten nicht-amtlichen Protokollnotizen.

Ende September 1980 verabredeten die Au-
ßenminister Muskie und Gromyko, einem 
NATO-Vorschlag folgend, amerikanisch-so-
wjetische Vorgespräche. Die Beauftragten bei-
der Seiten trafen sich zwischen dem 13. Okto-
ber und dem 17. November 1980 in Genf. Dabei 
kam es zu keinem Einvernehmen über die 
Verhandlungsgegenstände. Die Amerikaner 
strebten ein Abkommen allein über die Mit-
telstreckenraketen an. Presseberichten zu-
folge plädierten sie dabei für eine Obergrenze 
von je 600 Sprengköpfen. Demgegenüber 
wollte die sowjetische Seite über alle Systeme 
einschließlich der nuklearfähigen Bomber 
sprechen und von vornherein jede Stationie-
rung der im Dezember 1979 geplanten neuen 
Trägerwaffen der NATO verhindern.
Der Meinungsverschiedenheiten ungeachtet, 
zeigte sich Moskau befriedigt darüber, daß der 
Dialog überhaupt in Gang gekommen war. Das 
sowjetische Interesse an Verhandlungen trat 

auch nach der Wahl Ronald Reagans zum 
neuen amerikanischen Präsidenten deutlich 
hervor. Während der ganzen Zeit lief die so-
wjetische Propagandakampagne gegen die 
euro-strategische „Nachrüstung" weiter und 
suchte die westeuropäische Öffentlichkeit ge-
gen die von der NATO abgesteckte Linie und 
gegen die amerikanische Führungsmacht zu 
beeinflussen.
Auf dem XXVI. KPdSU-Parteitag machte Ge-
neralsekretär Breshnew am 23. Februar 1981 
den Vorschlag, UdSSR und NATO sollten ihre 
euro-strategischen Systeme in quantitativer 
und qualitativer Hinsicht auf dem bestehen-
den Stand einfrieren und auf dieser Basis in 
Verhandlungen über eine Begrenzung ihrer 
euro-strategischen Rüstungen eintreten. Das 
Moratorium solle in Kraft treten, sobald die 
Verhandlungen begonnen hätten. Der sowjeti-
sche Parteichef ging damit auf eine Anregung 
ein, die Bundeskanzler Schmidt im Herbst 
1979 geäußert hatte und die damals in Moskau 
auf taube Ohren gestoßen war. Nach Ansicht 
vieler Beobachter hätte ein sowjetisches Ein-
gehen auf den Moratoriumsgedanken zum da-
maligen Zeitpunkt mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit die Bildung harter Fronten in 
der Nachrüstungsfrage verhindert und Mög-
lichkeiten für einen raschen Ost-West-Dialog 
eröffnet.

Eineinhalb Jahre später hatten sich die Ge-
schehnisse, wie man auch in Moskau außer-
halb des propagandistischen Kontextes wußte, 
längst über diesen Punkt hinaus entwickelt. 
Die UdSSR hatte seither ihre euro-strategi-
sche Vorrüstung über das bis 1979 beobach-
tete Maß hinaus gesteigert und besaß bei-
spielsweise Anfang 1981 ca. 220 SS-20 statt der 
knapp 140 am Vorabend des westlichen Nach-
rüstungsbeschlusses. Die NATO hatte zudem 
festgestellt, daß 1980 nicht mehr, wie zuvor üb-
lich, die durch die SS-20 ersetzten alten Sy-
steme SS-4 und SS-5 demontiert worden wa-
ren. Angesichts dieser vermehrten sowjeti-
schen Rüstungen waren die Hoffnungen auf 
eine auszuhandelnde wechselseitige „Null-Lö-
sung", wie sie 1979 noch in den westlichen Län-
dern bestanden hatten, verflogen. Ein Ja zu 
Breshnews Moratoriumsvorschlag hätte unter 
diesen Umständen für die NATO bedeutet, 
sich auf die Hinnahme eines euro-strategi-
sehen Modernitäts- und Effizienzmonopols 
der UdSSR — bei fortdauerndem Vorhanden-
sein substantieller Quantitäten auf sowjeti-
scher Seite — einzurichten. Dazu aber waren 
die westlichen Regierungen weniger denn je 
bereit.



Konsequenzen bei den MBFR-Verhandlungen

Im Dezember 1975 hatten die NATO-Staaten 
bei den MBFR-Verhandlungen der Sowjet-
union ihre Paritätsforderung dadurch 
schmackhaft zu machen gesucht, daß sie ihr 
als einmalige Draufgabe den Abzug von 1 000 
amerikanischen Kernsprengköpfen und der 
zugehörigen Träger, insbesondere 54 nuklear-
fähiger F-4-Flugzeuge und 36 „Pershing-I"-Ra-
keten, anboten. Dieses Anerbieten ließ sich 
auf das Argument stützen, daß die nuklearen 
Kapazitäten der NATO-Verteidigung nach so-
wjetischer Darstellung ebensosehr eine offen-
sive Bedrohung darstellen, wie umgekehrt die 
sowjetische Panzerwaffe die Sicherheit 
Westeuropas gefährdet. Selektive Reduzie-
rungen der jeweils von der anderen Seite als 
bedrohlich angesehenen Systeme könnten, so 
meinte man im Westen vielfach, eine Wech-
selseitigkeit des Interesses an einer MBFR-
übereinkunft herstellen.
Die sowjetische Führung war denn auch nicht 
abgeneigt, das von der NATO offerierte Zuge-
ständnis entgegenzunehmen. Sie war jedoch 
nicht bereit, den dafür geforderten Preis zu 
zahlen. Ihr äußerstes Gegenangebot, das sie 
am 8. Juni 1978 unterbreitete, sah statt des 
Rückzugs einer geschlossenen Panzerarmee 
mit fünf Divisionen nur eine Rückverlegung 
von zwei Panzerdivisionen und einiger kleine-
rer Verbände vor.
Das NATO-Angebot war zu einer Zeit ge-
macht worden, als die westliche Fähigkeit zur 
nuklearen Eskalation in Europa noch keinem 
Zweifel unterlag und allgemein von einer gro-
ßen taktisch-nuklearen Überlegenheit auf 
westlicher Seite ausgegangen wurde. Daher 
schien es unbedenklich zu sein, daß sich mit 
dem Angebot der Zurückziehung von Kern-
waffenelementen für das westliche Bündnis 
die Konsequenz einer einseitig festgelegten 
nuklearen Höchststärke verband. Die Atlanti-
sche Allianz verfügte nach allgemeiner Auf-

fassung über einen solchen Überhang bei den 
taktischen Kernwaffen und über eine so solide 
Eskalationsfähigkeit, daß zu irgendwelchen 
Sorgen kein Anlaß bestand. Niemand sah vor-
aus, daß sowjetische Anstrengungen dieses 
Bild drastisch verändern würden.

Ende der siebziger Jahre wurde klar, daß die 
NATO in Europa vor der Gefahr einer völligen 
nuklearen Unterlegenheit stand. In Washing-
ton, Bonn, London und anderen westlichen 
Hauptstädten sah man zunehmend die Not-
wendigkeit, den von der UdSSR erreichten 
Vorsprung bei den euro-strategischen Rüstun-
gen zwar nicht quantitativ, wohl aber qualita-
tiv aufzuholen. Die Überlegungen sahen keine 
mengenmäßige Zunahme des Nuklearpoten-
tials auf dem europäischen Schauplatz vor. Da 
man jedoch nicht wissen konnte, wie weit die 
UdSSR ihren euro-strategischen Aufbau vor-
antreiben werde und ob das westliche Bündnis 
dem nicht zu irgendeinem Zeitpunkt die Op-
tion eines größeren Mengenaufwuchses 
dämpfend entgegesetzen müsse, schien eine 
vertragliche fixierte Obergrenze nicht mehr 
annehmbar.

Das Ergebnis dieser Überlegungen war, daß 
die NATO am 12. Dezember 1979 einseitig auf 
1 000 Kernsprengköpfe — freilich ohne zuge-
hörige Träger — verzichtete. Mit dem redu-
zierten Sprengkopfniveau gedachte das west-
liche Bündnis unter den vorhersehbaren künf-
tigen Bedingungen auszukommen. Für den 
Fall jedoch, daß die UdSSR ihre euro-strategi-
sche Aufrüstung über lange Zeit unbegrenzt 
fortsetzen sollte, war es von einer entspre-
chenden Verpflichtung gegenüber der östli-
chen Seite frei. Es würde daher in der Lage 
sein, die Option einer eventuellen Spreng-
kopfvermehrung in Verhandlungen auszu-
spielen, um der Sowjetunion die Einhaltung 
bestimmter Grenzen nahezulegen.

Das westliche Konzept der kriegsverhütenden Abschreckung

Die entscheidende sicherheitspolitische Frage 
in Europa lautet, ob das sowjetische Überge-
wicht auf dem europäischen Gefechtsfeld, das 
der UdSSR möglicherweise die Fähigkeit zum 
Vorstoß nach Westeuropa einräumt, auch wei-
terhin durch eine westliche Fähigkeit zur nu-
klearen Eskalation gekontert und damit aufge-

hoben wird. Nach sowjetischer These kommt 
es darauf an, dieses westliche Gegengewicht 
als einen Faktor der Friedensbedrohung aus-
zuschalten. Die Rüstungs- wie Verhandlungs-

' anstrengungen Moskaus sind auf dieses Ziel
ausgerichtet. Bei MBFR hat sich die sowjeti-
sche Seite als unwillig erwiesen, bei den sie 



militärisch begünstigenden Faktoren und Ten-
denzen ernstliche Einschränkungen zu akzep-
tieren.
Würde es Moskau überdies gelingen, das ge-
genwärtige Qualitätsmoncpol bei den euro-
strategischen Rüstungen zu halten und zu fe-
stigen, könnte in absehbarer Zeit von einem 
Verhältnis vergleichbarer oder ähnlicher Si-
cherheit zwischen Westeuropa und der So-
wjetunion keine Rede mehr sein. Daher kon-
zentriert sich das Bemühen der NATO weit-
hin darauf, durch eine quantitativ eng be-
grenzte euro-strategische „Nachrüstung" eine 
Wiederherstellung der qualitativen nuklearen 
Parität in Europa herbeizuführen. Das Ziel da-
bei ist, die UdSSR an einer Ausnutzung der 
Vorteile zu hindern, die sie auf dem europäi-
schen Gefechtsfeld für sich verbuchen kann, 
und auf diese Weise den Zustand wechselsei-
tig gewährleisteter Sicherheit zu erhalten, der 
bisher zwischen den westeuropäischen Staa-
ten und der Sowjetunion eine Beziehungs-
struktur gemeinsamer Friedenswahrung und 
wechselseitiger Interessenrespektierung ge-
schaffen hat
In Frage steht die Kriegsverhütung auf dem 
europäischen Kontinent mittels wechselseiti-
ger .Abschreckung“ oder „dissuasion" (wie die 
Franzosen formulieren). Danach darf keine 
Option der Bedrohung, d. h. keine der jeweils 
anderen Seite bedrohlich erscheinende Hand-
lungsmöglichkeit, ungekontert bleiben. Dem-
entsprechend muß die sowjetische Option der 
Offensive auf dem europäischen Gefechtsfeld 
gekontert werden durch eine amerikanisch-at-
lantische Option selektiver Nuklearschläge 
gegen die UdSSR. Diese Bedrohungsoption 
des Westens unterliegt ihrerseits einer dop-
pelten Konterung seitens der Sowjetunion: 
Nicht nur für die westeuropäischen Staaten, 
sondern auch für die USA sind Zerstörung und 
mögliche Eroberung Westeuropas auf jeden 
Fall ein unannehmbarer Preis für eine Schwä-
chung und eventuelle Desorganisation der 
östlichen Supermacht; die euro-strategischen 
Vergeltungsmöglichkeiten der UdSSR über-
steigen m
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it Sicherheit auch nach einer Ver-
wirklichung des westlichen Nachrüstungs-
programms den auf sowjetischem Gebiet an-
richtbaren Schaden bei weitem ).
Als Methode des Konterns setzt die NATO 
das Risiko ein. Der Krieg wird verhütet, indem 

diejenige Seite, die zu militärischen Handlun-
gen überginge, sofort mit der Perspektive ei-
nes für sie völlig unannehmbaren Schadens 
konfrontiert würde. Diese Methode verspricht 
nur dann wirksam zu sein, wenn sie alle an der 
Entscheidung über Krieg und Frieden Betei-
ligten einbezieht. Das heißt in Europa, daß die 
Unannehmbarkeit des im Kriegsfälle drohen-
den Schadens nicht nur für die Westeuropäer, 
sondern auch für die UdSSR bestehen muß. So-
lange sich die militärische Auseinanderset-
zung, die auf dem europäischen Schauplatz 
ausbrechen könnte, von vornherein auf das 
Gefechtsfeld beschränken würde, wäre davon 
keine Rede: In dem für die westliche Seite 
günstigsten Falle hielte die NATO-Vornever-
teidigung dem östlichen Druck stand; sowjeti-
sche Kampferfolge dagegen böten Moskau die 
Chance einer risikolosen Machtausdehnung 
über ganz Europa. Nur die Existenz einer kon-
tinentweit wirkenden Vergeltungswaffe auf 
westlicher Seite schafft eine Situation, die das 
im Kriegsfälle drohende Risiko auch auf die 
Sowjetunion erstreckt — und damit die 
Gleichheit der Sicherheitsbedingungen in Eu-
ropa herstellt.
Dagegen wendet sich in der westlichen Öf-
fentlichkeit die kritische Frage, ob denn die 
Option der sowjetischen Führung, einen er-
folgversprechenden Krieg gegen Westeuropa 
auf dem Gefechtsfeld einleiten könne, nicht 
auch mit dem Hinweis auf die global-strategi-
sche Vergeltungsmacht der USA durchkreu-
zen lasse. Dieses Argument machen auch die 
Kader des Moskauer ZK-Apparats, die für die 
Einflußnahme auf die öffentliche Meinung des 
Westens zuständig sind, geltend, um der 
NATO die Notwendigkeit zu einer euro-stra-
tegischen Nachrüstung zu bestreiten45). Die 
sowjetische Führung freilich folgt ihrerseits 
einer anderen Maxime: Sie legt in ihrer Rü-
stungspolitik größten Wert darauf, für militä-
rische Auseinandersetzungen in jedem geo-
graphischen und waffenmäßigen Teilbereich 
gewappnet zu sein, und sieht damit den bloßen 
Rückgriff auf global-strategische Abschrek-
kungskapazitäten als etwas an, das keine aus-
reichende Rückversicherung darstellt.

44) Schon jetzt besitzt die UdSSR weit mehr euro-
strategische Sprengköpfe, als die NATO in dem Be-
schluß vom 12. 12. 1979 vorgesehen hat (Beginn der 
Dislozierung nicht vor Ende 19831).

45) So V. Falin, Buduee Evropy — v mirnom so-
trudniCestve, in: Pravda, 22. 11. 1979.

Auch die Verantwortlichen des westlichen 
Bündnisses glauben, daß sie nicht allein auf 
ein Abschreckungsverhältnis im global-strate-
gischen Bereich bauen können. Der Grund da-
für sind sicherheitspolitische Veränderungen, 
die seit den fünfziger Jahren eingetreten sind. 



Die Relation der Bedrohungsoptionen zwi-
schen den USA und der UdSSR hat sich ver-
schoben. Das bedingt eine veränderte Funk-
tionsweise der kriegsverhütenden Abschrek-
kung. Art und Ausmaß des seitherigen Wan-
dels sind im Westen umstritten. Skeptiker 
leugnen mittlerweile überhaupt, daß die Ver-
einigten Staaten mit ihren global-strategi-
schen Kapazitäten die Sowjetunion von einem 
Krieg auf dem europäischen Schauplatz wirk-
sam abschrecken können. So fragt Carl Fried-
rich von Weizsäcker, wer werde es „wagen, die 
strategische Nuklearwaffe im Ernst auch ge-
gen eine begrenzte Kriegshandlung einzuset-
zen". Das festgelegte „Gleichgewicht der stra-
tegischen Kernwaffen" führe dazu, „daß diese 
Waffen sich gegenseitig nur von ihrem eige-
nen Einsatz abschrecken". Daher stehe das glo-
bal-strategische Potential der NATO „nicht 
mehr glaubwürdig zur Verfügung". Als Folge 
dieses Zustandes betrachtet Carl Friedrich 
von Weizsäcker „die nicht abreißende Kette 
von lokalen Kriegen, die freilich bisher auf die 
Dritte Welt beschränkt geblieben sind"46 ).

46) Carl Friedrich von Weizsäcker, Gefahren der 
Rüstung in den achtziger Jahren, in: Die Zeit, 16. 11. 
1979.

47) Robert Jervis, Why Nuclear Superiority Doesn't 
Matter, in: Political Science Quarterly, Winter 1979/ 
80, S. 631—633; John Steinbrunner, Beyond Rational 
Deterrence: The Struggle For New Conceptions, in: 
World Politics, Januar 1976, S. 223—245. In gleichem 
Sinne urteilt Gert Krell, Das militärische Kräftever-
hältnis bei den nuklearstrategischen Waffen, in: 
Gert Krell/Dieter S. Lutz, Nuklearrüstung im Ost-
West-Konflikt, Baden-Baden 1980, S. 140—150.

Der These, daß die global-strategische Parität 
eine wechselseitige Selbstabschreckung nach 
sich ziehe und daher die Wahrnehmung von 
Abschreckungsfunktionen für untere militäri-
sche Ebenen von vornherein ausschließe, liegt 
eine doppelte Vorausannahme zugrunde.
Zum einen wird dem Zustand einer global-
strategischen Überlegenheit die Folge zuge-
schrieben, daß die begünstigte Seite nach ein-
seitigem Gutdünken über die zentralen Ab-
schreckungsmittel verfügen und daher risiko-
los Vergeltungsdrohungen aussprechen kön-
nen. Das ist zu optimistisch. Dazu sind die USA 
nur so lange imstande gewesen, wie sie Nukle-
arschläge in Aussicht stellen konnten, ohne 
ihrerseits überhaupt eine nukleare Vergel-
tung für ihr Territorium befürchten zu müssen. 
Seit sie nur noch ein — lange Zeit freilich sehr 

massives — global-strategisches Übergewicht 
besaßen, mußten sie beim Aussprechen von 
Abschreckungsdrohungen bereits mit unvor-
stellbar großen und daher nicht mehr annehm-
baren Verwüstungen im eigenen Land rech-
nen, falls die Abschreckung versagen und der 
Krieg ausbrechen sollte.
Zum anderen nimmt ein Zustand global-stra-
tegischer Parität den Vereinigten Staaten kei-
neswegs alle Mittel, die Sowjetunion — sofern 
dies notwendig werden sollte — zu militäri-
scher Zurückhaltung in anderen Bereichen zu 
nötigen. An diesem Punkt ist die Annahme der 
Kritiker zu pessimistisch. Wenn die amerika-
nische Führung glaubhaft machen kann, daß 
sie ein bedrohtes vitales Interesse (als solches 
kann die global entscheidende Verbindung 
mit Westeuropa gelten) nicht anders zu vertei-
digen vermag, erscheint ein voller politischer 
und militärischer Einsatz überzeugend. In die-
sem Falle jedoch ist es an der sowjetischen 
Seite, die Konsequenzen eines eventuellen 
nuklearen Zusammenstoßes zu bedenken: Die 
USA haben auch bei einem paritätischen, ja so-
gar einem unterlegenen global-strategischen 
Potential die Möglichkeit, dem sowjetischen 
Territorium unvorstellbaren und daher nicht 
mehr annehmbaren Schaden zuzufügen.
Dies gilt freilich nur unter der Voraussetzung, 
daß die amerikanischen Vergeltungswaffen 
gegen eventuelle vorwegnehmende Entwaff-
nungsschläge gefeit sind, d. h., daß die 
Zweischlagsfähigkeit der USA unter allen vor-
hersehbaren Bedingungen gewährleistet ist. 
Neuere Studien unter sozialpsychologischen 
und kybernetischen Fragestellungen haben 
ergeben, daß —vor allem wegen des bei einem 
global-strategischen Konflikts zu erwartenden 
Schadensausmaßes — die Staatsführungen zu 
äußerster Vorsicht neigen und daher auf eine 
auch nur relativ geringe Konfliktwahrschein-
lichkeit abwehrend reagieren47 ).

Die euro-strategische Nachrüstung als wesentliches Element 
kriegsverhütender Abschreckung
Die gleiche Vorsicht, welche die Verantwortli-
chen vor einer nur kleinen Wahrscheinlich-
keit nuklearer Auseinandersetzung zurück-
schrecken läßt, macht sie auch unwillig dage-
gen, eine begrenzte militärische Bedrohung 
(wie etwa einen konventionellen Angriff auf 

dem europäischen Gefechtsfeld) sogleich mit 
der Androhung einer totalen Katastrophe 



(d. h. der Inaussichtnahme eines global-strate-
gischen Schlagabtauschs für den Fall der Ver-
wirklichung oder Fortsetzung der regionalen 
Bedrohung seitens des Gegners) zu beantwor-
ten. Das erschienene disproportioniert und da-
her unglaubwürdig. In dieser Sicht kann die 
Abschreckung nicht in einer Maximalfähig-
keit bestehen, die entweder geltend gemacht 
oder nicht geltend gemacht wird. Statt dessen 
soll sich Abschreckung als ein gradueller, der 
jeweiligen Bedrohungssituation entsprechen-
der Prozeß vollziehen. Dazu bedarf es eines 
lückenlosen Instrumentariums, das die ver-
schiedenen abgestuften Abschreckungsfähig-
keiten, die den jeweiligen Erfordernissen an-
gemessen sind, bereitstellt. Mittels solcher 
Gradualisierung sollen die gegnerischen Frie-
densbedrohungen, wo immer sie auftreten, 
eine proportionale Reaktion finden. Das be-
deutet freilich nicht, daß ein Rückgriff auf hö-
here Ebenen der Abschreckung ausgeschlos-
sen würde, falls sich dies als notwendig erwei-
sen sollte.

Die USA und die NATO haben sich, seit sie in 
den sechziger Jahren das Konzept der „massi-
ven Vergeltung" zugunsten einer „flexiblen Er-
widerung" aufgegeben haben, ausdrücklich auf 
eine graduelle Abschreckung festgelegt. Even-
tuellen sowjetischen Friedensbedrohungen 
soll nicht durch die sofortige Inaussichtnahme 
eines weltumspannenden und allvernichten-
den Krieges entgegengewirkt werden. Die 
kriegsverhütende Gegenandrohung wird viel-
mehr in einzelne Schritte unterteilt, mit denen 
die NATO zunächst nur begrenzt reagiert und 
dabei der anderen Seite den „Schwarzen Peter” 
weiterer Eskalation zuschiebt. Wenn ein so-
wjetischer Angriff das westeuropäische Terri-
torium bedrohen würde, hätte als Antwort 
eine Androhung „selektiver Schläge" mit 
Kernwaffen zu erfolgen (wobei die amerikani-
sche Führung sich offenhält, welche Reichwei-
ten eingesetzt werden würden und inwieweit 
in Westeuropa und/oder in Nordamerika sta-
tionierte Systeme zum Einsatz kämen). Da-
durch würden die Verantwortlichen in Mos-
kau vor die Wahl gestellt, entweder von der 
konventionell-militärischen Bedrohung West-
europas abzulassen oder aber eine gefährliche 
Eskalation des Kriegsgeschehens in Kauf zu 
nehmen. Ein analoger Vorgang würde sich auf 
höherer Ebene wiederholen, wenn die Bedro-
hung auf diese Weise nicht abgewendet wer-
den könnte.
Die Logik der westlichen Abschreckungspoli-
tik läuft darauf hinaus, daß die sowjetische 
Seite auf jeder Stufe vor die Entscheidung ge-

stellt wird, daß sie entweder ihre militärische 
Aktion einstellen bzw. westliche Eskalations-
schläge hinnehmen muß oder aber die kriege-
rische Auseinandersetzung auf eine gefährlich 
gesteigerte höhere Ebene zu verlagern ge-
zwungen ist. Das bedeutet praktisch eine 
Wahl zwischen Verzicht auf den angestrebten 
Erfolg und Näherbringen einer totalen Kriegs-
katastrophe. Dabei würde jeder Eskalations-
schritt es fraglicher machen, ob es auf dem 
Weg zum global-strategischen Zusammenstoß 
noch ein Halten geben kann. Dieses westliche 
Konzept der „flexiblen Erwiderung" bezweckt, 
der sowjetischen Seite zu demonstrieren, daß 
sie, wenn sie nicht früher oder später auf die 
militärische Bedrohung Westeuropas verzich-
tet, unausweichlich eine Eskalation bis zum 
wechselseitig bitteren Ende herbeiführt.

Diese Form der Abschreckung operiert also 
genauso wie das Konzept der „massiven Ver-
geltung" letztlich mit der Perspektive der mög-
lichen Eskalation auf die global-strategische 
Ebene. Im Unterschied zu diesem jedoch 
schaltet sie „Pausen" ein, die dem Gegener, 
falls er als militärischer Bedroher auftreten 
sollte, auf mehreren Stufen hintereinander die 
Entscheidung für oder gegen ein Weitergehen 
ermöglichen und aufnötigen. Dabei ist es 
wichtig, daß die „selektiven Schläge", die als 
erste Eskalationsstufe vorgesehen sind, nicht 
von vornherein ihren Herkunfts- und Zielor-
ten nach auf die europäische Region festgelegt 
sind. Das entspricht dem Dislozierungsmuster 
bei der euro-strategischen Nachrüstung, das 
die selbständige Führung eines Kernwaffen-
krieges in Europa nicht zuläßt.

Das westliche Konzept einer abgestuften 
Kriegsverhütungsstrategie setzt voraus, daß 
Kapazitäten der nuklearen Eskalation unter-
halb der global-strategischen Ebene vorhan-
den sind. Funktionsfähigen euro-strategischen 
Systemen kommt dabei große Wichtigkeit zu. 
Die Entscheidung der NATO, sich nicht allein 
auf das global-strategische Abschreckungspo-
tential zu verlassen, hat jedoch noch weitere 
Gründe. Die Fähigkeit, gegenüber der UdSSR 
auf Kriegsverhütung zu bestehen, soll durch 
möglichst vielfältige Mittel gewährleistet wer-
den. Je unterschiedlicher das westliche Instru-
mentarium ist, desto schwerer kann die sowje-
tische Führung dessen abschreckende Wir-
kungen vorausberechnen, kontrollieren und 
gegebenenfalls ausschalten. Jedes einzelne 
Mittel bedarf einer anderen Neutralisierungs-
strategie. Vielerlei Instrumente zugleich ver-
läßlich zu kalkulieren und zu entschärfen, ist 



auch unter günstigen Voraussetzungen ein 
Ding der Unmöglichkeit.

Wenn die Verantwortlichen der NATO ein 
möglichst vielgestaltiges Abschreckungspo-
tential anstreben, handeln sie wie ein Kauf-
mann, der sein Geschäft nicht auf eine einzige 
Karte setzt, sondern die Risiken zu verteilen 
sucht. Die Analogie sollte freilich einen sehr 
wesentlichen Unterschied nicht verdecken: 
Das Risiko, das ein Kaufmann in einem seiner 
Tätigkeitsbereiche eingeht, betrifft den dort 
eingesetzten Teil seines Vermögens; die 
NATO dagegen sieht sich der militärischen 
Bedrohung, die sie abwenden möchte, erst 
dann ausgesetzt, wenn die Risiken in den ver-
schiedenen Bereichen gleichzeitig durch-
schlagen. Die sicherheitspolitische Diversifi-
kation wirkt sich also dahin gehend aus, daß 
jedes Abschreckungselement eine zusätzliche 
Gewähr für das Gelingen der Kriegsverhütung 
insgesamt bietet.

Die Stationierung effizienter euro-strategi-
scher Systeme in Westeuropa würde in beson-
derem Maße dazu beitragen, eine sowjetische 
Entscheidung für kriegerische Aktionen ge-
gen die NATO zu erschweren. Das westliche 
Bündnis hätte auf dem europäischen Ge-
fechtsfeld Kernwaffen zu seiner Verfügung, 
die nicht auf kurze Reichweiten beschränkt 
wären und auch kaum durch konventionelle 
Angriffsmittel ausgeschaltet werden könnten. 
Die sowjetische Führung müßte daher, wenn 
sie gegen Westeuropa Krieg führen wollte, zu-
gleich eine Entscheidung darüber treffen, ob 
sie ihren Angriff mit einem nuklearen Erst-
schlag einleiten oder ob sie das Risiko eines 
ihrer Operationen in der Tiefe bedrohenden 
westlichen Kernwaffengegenschlages einge-
hen will. Entschlösse sie sich dann für einen 
nuklearen Vorwegnahme-Schlag, wäre sie mit 
kaum zu bewältigenden Problemen konfron-
tiert. Sie könnte kaum mit der Möglichkeit ei-
nes hinreichend erfolgreichen Entwaffnungs-
schlages gegen die Kernwaffensysteme in 
Westeuropa rechnen. Daraus würden sich zu-
sätzliche Erfolgsrisiken auf dem europäischen 
Gefechtsfeld (Einsatz amerikanischer Kern-
waffen gegen im Hinterland bereitgestellte 
Verstärkungen) ergeben. Der erstrebte militä-
rische Zweck würde also verfehlt. Zugleich 
würden in dem zur Eroberung vorgesehenen 
westeuropäischen Gebiet Verwüstungen in ei-
nem Ausmaß angerichtet, das die dort zu er-
richtende politische und wirtschaftliche Kon-
trolle aller Voraussicht nach gegenstandslos 
machen würde. Damit würde auch der Ange-

strebte politische Zweck unerreichbar wer-
den48 ).

48) Vgl. K.-Peter Stratmann, NATO-Strategie in der 
Krise? Baden-Baden 1981, S. 158—171; für eine 
Reihe von Informationen über den Entscheidungs-
hintergrund des NATO-Beschlusses vom 12.12. 
1979 ist der Verfasser Uwe Nerlich zu Dank ver-
pflichtet.
49) Carl Friedrich von Weizsäckers Abschreckungs-
pessimismus ist um so depremierender, als zugleich 
die sowjetischen Möglichkeiten und Absichten au-
ßerordentlich negativ eingeschätzt werden. Die 
UdSSR, so heißt es, könnte heute „einen auf konven-
tionelle Waffen beschränkten Krieg in Europa“, 
„wenn sie wollte, gewinnen". „Der Streit der Fach-
leute geht nur darum, ob ihre Panzer beim Fehlen 
nuklearer Gegenwehr in wenigen Tagen zum Atlan-
tik durchfahren können oder ob sie dazu einige Wo-
chen Kampf brauchen würden.“ überdies brauche 
„die Sowjetunion bei politischer Schwäche und Un-
einigkeit Europas den Schlag gar nicht auszuführen. 
Es kann ihr politisch genügen, ihn ... nur gegen ei-
nen einzelnen ... NATO-Staat anzudrohen. Ihre po-
litische Macht beruht weitgehend auf den unausge-
führten Drohungen, über die sie verfügt“ (Carl

Bisher liegt der nukleare Abschreckungs-
schutz für Westeuropa bei den landgestützten 
„Minuteman"-Raketen, die in den USA statio-
niert sind. Durch sie würden wahrscheinlich 
die „selektiven Schläge" geführt werden, wel-
che die westliche Seite bei einer Gefährdung 
des NATO-Verteidigungssystems androhen 
und notfalls gegen den östlichen Aufmarsch 
anwenden würde. Das damit Verbundene Ri-
siko ist jedoch für die UdSSR zunehmend bere-
chen- und beherrschbar geworden. Das „Minu-
teman'-System ist gegenüber einem mögli-
chen sowjetischen Erstschlag zunehmend ver-
wundbar geworden. Dies könnte die amerika-
nische Führung unter Umständen dazu veran-
lassen, ihr bedrohtes Kernwaffenpotential, das 
bis jetzt die einzige zur Bekämpfung militäri-
scher Punktziele zuverlässig geeignete nu-
kleare Komponente darstellt, nicht vorzeitig 
zu gefährden und für die Extremsituation des 
global-strategischen Schlagabtauschs aufzu-
sparen.
Die kriegsverhütende Abschreckung in Eu-
ropa allein auf diese Konterungsoption grün-
den zu wollen, mag nicht hinreichend sicher 
erscheinen. An dieser Stelle dürfte der ratio-
nale Kern von Einschätzungen wie der Carl 
Friedrich von Weizsäckers liegen, daß die 
Westeuropäer nicht mehr mit dem global-stra-
tegischen Abschreckungsschutz der USA 
rechnen könnten49 ). Anders sieht die Sache 
aus, wenn die UdSSR mit einer gemischten 
Abschreckung von „Minuteman"-Systemen 
und euro-strategischen Waffen konfrontiert 
ist.



Land- oder seegestützte euro-strategische Stationierung

Das Hauptargument der Nachrüstungskriti-
ker in Westeuropa von Carl Friedrich von 
Weizsäcker über Erhard Eppler bis Rudolf 
Augstein lautet, daß auf westeuropäischem 
Boden stationierte Kernwaffen großer Reich-
weite im Kriegsfälle unausweichlich sowjeti-
sche Nuklearschläge magnetartig anzögen. In 
dichtbesiedelten Räumen sei das ein Unding. 
Derartige Systeme gehörten in menschen-
leere Wüstenregionen oder auf die weiten 
Weltmeere50 ). Zuweilen wird dabei auf den 
Umstand hingewiesen, daß die Amerikaner, 
obwohl sie über menschenarme Landstriche 
verfügen, Widerstände gegen die Dislozierung 
der landgestützten MX-Rakete erkennen lie-
ßen und über eine seegestützte Alternative 
nachzudenken begännen. Was in den dünnbe-
siedelten Teilen der USA recht sei, müsse in 
den überbevölkerten Ländern Westeuropas 
allemal billig sein.

Friedrich von Weizsäcker, Gefahren der Rüstung in 
den achtziger Jahren, in: Die Zeit, 16.11. 1979). Carl 
Friedrich von Weizsäcker erwartet zudem, daß die 
UdSSR, nachdem sie für eine gewisse Zeit einen Hö-
hepunkt ihrer militärischen Macht zu erreichen be-
gonnen habe, mit einer gewissen Wahrscheinlich-
keit während der achtziger Jahre aggressiv werde 
(Carl Friedrich von Weizsäcker, Die neuen Raketen 
gehören auf See, in: Die Zeit, 22.5. 1981).
50) Vgl. Carl Friedrich von Weizsäcker, Gefahren 
der Rüstung in den achtiger Jahren, in: Die Zeit, 
16. 11. 1979; Hermann Scheer, „Landgestützte Rake-
ten gehören nach Alaska", in: Die Zeit, 29.5. 1981; 
Rudolf Augstein, „Raketen zu Lande ausgesprochen 
bedenklich“, in: Der Spiegel, 22. 5. 1981, S. 30.
51) Besonders deutlich bei Carl Friedrich von Weiz-
säcker, Gefahren der Rüstung in den achtziger Jah-
ren, in: Die Zeit, 16. 11. 1979. Allerdings ist zugleich 
von einer „moralischen Grenze" die Rede, welche 
die Strategie der gegenseitigen Abschreckung mit 
ihrer „Verkehrung der klassischen Kriegsethik'' 
überschreite. Aus diesem moralischen Protest nährt 
sich die grundsätzliche Ansicht, daß eine derartig 
pervertierte Kriegsverhütungsstrategie letztlich 
nicht wirksam sein könne (vgl. die Ausführungen 
dazu in meinem Buch „Konflikt und Kooperation 
zwischen Ost und West. Entspannung in Theorie 
und Praxis", das Anfang der Sommers in Bonn er-
scheinen wird).

Alle diese Einwände beruhen auf der Annah-
me, daß die kriegsverhütende Abschreckung 
der NATO mit relativ hoher Wahrscheinlich-
keit früher oder später versagen wird und daß 
daher von der realen Möglichkeit des Kriegs-
falles auszugehen ist51 )- Man kann freilich die 
Kriegsverhütungsgewähr, welche die Politik 
wechselseitiger Abschreckung bietet, mit gu-
tem Grund weit höher einschätzen. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg schien es, als würde Eu-

ropa als der eindeutig konfliktträchtigste Kon-
tinent am meisten von Kriegsgefahr bedroht 
sein. In Wirklichkeit jedoch trat das Gegenteil 
ein: In anderen Erdteilen entwickelten sich 
blutige Auseinandersetzungen, während in 
Europa trotz scharfer Spannungen kein Krieg 
zwischen Ost und West ausbrach. Europa 
wurde zum friedlichen Kontinent — und das 
läßt sich nur erklären, wenn man die durch die 
wechselseitige Abschreckung (die angesichts 
der objektiven militärischen Bedrohtheit 
Westeuropas auch in Zeiten großer sowjeti-
scher global-militärischer Unterlegenheit be-
stand) hervorgerufene regionale Kriegsscheu 
der beiden Großmächte ins Bild einbezieht.

Eine völlige Gewißheit dessen, daß ein Fehl-
schlag der Abschreckung ausgeschlossen ist, 
kann es freilich nicht geben. Den Kritikern der 
Nachrüstung läßt sich freilich entgegenhalten, 
daß ein Krieg für die Europäer westlich der so-
wjetischen Grenzen auch dann eine total le-
bensbedrohende Katastrophe zu werden ver-
spricht, wenn er „nur" mit konventionellen 
Massenvernichtungsmitteln geführt werden 
sollte. Ob dann die nukleare Komponente, 
noch einen wesentlichen Unterschied ausma-
chen würde, ist allerdings fraglich. Zudem läßt 
sich eine nukleare Kriegführung in Europa 
auch durch eine nukleare Enthaltsamkeit des 
Westens nicht zuverlässig vermeiden. Es sind 
viele Kriegslagen denkbar, in denen die sowje-
tische Seite auch konventionelle Ziele nuklear 
angreifen könnte und voraussichtlich auch tat-
sächlich nuklear angreifen würde.

Die Verknüpfung, die zwischen der Stationie-
rung landgestützter Mittelstreckenraketen in 
Westeuropa und der amerikanischen Ent-
scheidung für oder gegen MX-Raketen in den 
westlichen USA hergestellt wird, läßt sich 
nicht halten. Funktional betrachtet, handelt es 
sich um zwei verschiedene Dinge. In Westeu-
ropa soll die sowjetische Führung dazu genö-
tigt werden, ihre mögliche Entscheidung für 
einen Krieg gegen Westeuropa unter anderem 
mit der Entscheidung zur völligen Zerstörung 
des als Siegespreis winkenden Gebietes zu 
verbinden. Nach den Regeln menschlicher 
Vernunft und Berechnung, denen sich bisher 
auch Moskau zugänglich gezeigt hat, muß dies 
einen Verzicht auf etwaige Angriffsabsichten 
nahelegen. Nukleare Erstschläge gegen „Mi-
nuteman"- oder MX-Raketen würden, wenn 
sich die sowjetische Seite erst einmal zu einem 
global-strategischen Schlagabtausch ent-



schlossen hätte, keine derartigen rationalen 
Hemmungen unterliegen, weil es nur um die 
Ausschaltung einer gegen das eigene Land ge-
richteten Vernichtungskapazität ginge.
Unterschiedlich sind auch die zu erwartenden 
Auswirkungen auf die soziale und ökologische 
Umwelt. Die Stationierung der „Pershing II" 
und der Marschflugkörper in den westeuro-
päischen Ländern wird keine wesentlichen Er-
weiterungen der bestehenden militärischen 
Stützpunkte und Anlagen erfordern. Dagegen 
würde die MX-Dislozierung in den betroffe-
nen nordamerikanischen Gebieten gewaltige 
Straßen- und Grabensysteme ausschließlich 
militärischer Zwecksetzung notwendig ma-
chen, die unabsehbare Konsequenzen für den 
Naturhaushalt, die Beschäftigungsstruktur 
und die Möglichkeiten von Freizeitgestaltung 
und Tourismus nach sich ziehen würden. Es 
sind Überlegungen dieser Art, die in der ame-
rikanischen Öffentlichkeit gegen das MX-Pro-
jekt geltend gemacht werden.
Auf ein schwerwiegendes Problem, das die 
Stationierung landgestützter Mittelstrecken-
systeme in Westeuropa hervorruft, hat Carl 
Friedrich von Weizsäcker mit besonderem 
Nachdruck hingewiesen: „Die landgestützten 
neuen Mittelstreckenraketen erregen eine 
(berechtigte!) Angst in der Bevölkerung, und 
es wird in allen westeuropäischen Ländern 
schwerer und schwerer, ihre Postierung gegen 
den Widerstand der Menschen, zu deren 
Schutz sie gedacht waren, überhaupt durchzu-
setzen. Eben diese Vorgänge aber bringen die 
westeuropäischen Regierungen ... in ein fast 
unlösbares Dilemma ... zwischen der Bünd-
nistreue gegen Amerika und dem Sicherheits-
bedürfnis der eigenen Bevölkerung. Das Bünd-
nis wird in unserem Volke diskreditiert, wenn 
wir den Nachrüstungsbeschluß strikt erfüllen, 
und wir werden bei der heute wieder militant 
antisowjetischen amerikanischen Öffentlich-
keit diskreditiert, wenn wir von dem Beschluß 
loszukommen suchen."52 )

52) Carl Friedrich von Weizsäcker, Die neuen Rake-
ten gehören auf See, in: Die Zeit, 22.5. 1981.

53) So auch ebenda.
54) Hermann Scheer, „Landgestützte Raketen gehö-
ren nach Alaska", in: Die Zeit, 29.5. 1981.

Der Umstand, daß die bestehenden sicher-
heitspolitischen Erfordernisse in der Bevölke-
rung nicht verständlich gemacht werden 
konnten, ist in der Tat eine schwere Hypothek 
auf dem Nachrüstungsbeschluß. Daher ist die 
Frage gestellt worden, ob nicht eine andere 
Form der euro-strategischen Nachrüstung — 
nämlich mittels seegestützter Dislozierung — 
den gleichen Zweck erfüllen könne.

Damit verbindet sich häufig die Vorstellung, 
daß die amerikanische Führung mit der ge-
planten Landstationierung wesentlich das Ziel 
verfolge, eine Beteiligung der westeuropäi-
schen Verbündeten am Risiko der nuklearen 
Abschreckung zu gewährleisten53 ). Gegen 
diese gemutmaßte Absicht hat Hermann 
Scheer zu Recht geltend gemacht, daß „eher 
von einer einseitigen deutschen Risikolast ge-
sprochen werden" könne. „Zwar tragen die 
Amerikaner die Hauptlast des nuklearstrate-
gischen Risikos, dafür tragen die Deutschen 
die Hauptlast des Risikos eines konventionel-
len und taktischen Nuklearkrieges, wovon das 
US-Territorium überhaupt nicht betroffen 
würde."54 )
Die Annahme, daß die USA die euro-strategi-
sche Nachrüstung um einer Risikobeteiligung 
Westeuropas willen forderten, widerspricht 
den historischen Tatsachen. Die amerikani-
sche Führung hat, seit sie zu Beginn der sech-
ziger Jahre die Fähigkeit zu Kernwaffenschlä-
gen gegen das sowjetische Territorium von ih-
rem Heimatland aus gewonnen hat, in einseiti-
ger Entscheidung die bis dahin in West- und 
Südeuropa stationierten Mittelstreckenrake-
ten abgebaut und nur geringes Interesse am 
weiteren Verbleib anderer Kernwaffenträger 
mittlerer Reichweite gezeigt. Vermutlich hät-
ten die USA, wenn die westeuropäischen 
NATO-Verbündeten keinen Einspruch erho-
ben hätten, die „vorne stationierten Systeme" 
bei SALT ohne größere Bedenken preisgege-
ben. Es waren westeuropäische Politiker, allen 
voran Bundeskanzler Schmidt, welche die 
Notwendigkeit europäisch dislozierter Mittel-
streckenwaffen als Elemente der sicherheits-
politischen Kopplung zwischen Nordamerika 
und Westeuropa geltend gemacht haben. Ih-
rem Verlangen setzte die Regierung in Wa-
shington noch bis zum Frühjahr 1979 die An-
sicht entgegen, man solle doch die Stationie-
rung neuer Systeme auf westeuropäischem 
Boden vermeiden und den Schutz der NATO-
Staaten allein auf die global-strategischen Ka-
pazitäten der USA gründen.
Das schließt freilich nicht aus, daß die These 
von der notwendigen Risikobeteiligung der 
Westeuropäer inzwischen für die amerikani-
sche Regierung, nachdem sie sich auf eine 
euro-strategische Nachrüstung festgelegt hat, 
zu einem innenpolitischen Rechtfertigungsar-



gument mit einer gewissen Eigendynamik ge-
worden ist. Der Gesichtspunkt dürfte aber 
nach allem, was vorausgegangen ist, für die 
Administration in Washington kaum entschei-
dendes Gewicht haben.
Verschiedenen Abschreckungsüberlegungen 
läßt sich ebenso gut mit einer seegestützten 
wie mit einer landgestützten Stationierung 
entsprechen. Das gilt insbesondere für das Er-
fordernis einer graduellen Abstufung samt der 
zugehörigen Lückenlosigkeit des Instrumen-
tariums. Nur mit Einschränkung wäre die an-
gestrebte Erschwerung für eine sowjetische 
Kriegsentscheidung zu verwirklichen. Die 
NATO könnte zwar mit dem Eintreten des Di-
versifikationseffekts rechnen, doch wäre die 
Beziehung der Mittelstreckensysteme zu 
Westeuropa gelockert: Da diese Waffen nicht 
in einer von sowjetischer Besetzung bedroh-
ten Zone stünden, wäre Washington keinem 
Zeitdruck ausgesetzt, über ihren schnellen 
Einsatz zu befinden; die sowjetische Führung 
ihrerseits sähe sich nicht der Notwendigkeit 
gegenüber, die Entscheidung über einen ent-
waffnenden Erstschlag mit der Entscheidung 
über ein Unbrauchbarmachen des zu erobern-
den Gebietes zu verbinden, überdies würde 
eine Seestationierung die Möglichkeit eröff-
nen, daß die Regierung der USA, wenn sie es 
für tunlich erachten sollte, die betreffenden 
Systeme kurzfristig aus den europäischen 
Randmeeren zurückziehen könnte. Vorteil-
haft wäre demgegenüber, daß Nuklearträger, 
die auf U-Booten montiert wären, eine durch-
schnittlich geringere Verwundbarkeit aufwei-

sen würden, als wenn sie mobil auf dem Lande 
stünden.
Eine Dislozierung zur See würde gewisse poli-
tische Komplikationen hervorrufen. Seege-
stützte Raketen euro-strategischer Bestim-
mung lassen sich merkmaismäßig nicht von 
entsprechenden Komponenten des global-
strategischen Arsenals unterscheiden. Westli-
che Experten sind sich insbesondere im Zwei-
fel darüber, ob die UdSSR ihren Gebrauch 
nicht mit einem Einsatz der amerikanischen 
global-strategischen Kapazitäten verwechseln 
und daher eine bestimmt beabsichtigte nu-
kleare Selektivität nicht wahrnehmen würde. 
Auch geriet die bei SALT vereinbarte global-
strategische Parität ins Rutschen, wenn man, 
einer Anregung Hermann Scheers folgend, 
unter Inkaufnahme gewisser Nachteile auf die 
Verwendung atomgetriebener U-Boote ver-
zichten und statt dessen dieselgetriebene 
U-Boote in Dienst stellen würde. Die sowjeti-
sche Führung würde nicht versäumen, aller 
Welt lauthals zu erklären, damit sei unzwei-
deutig der Beweis für ihre Annahme erbracht, 
daß es den Vereinigten Staaten bei der euro-
strategischen Nachrüstung um nichts anderes 
als um die Herstellung einer nuklearen Über-
legenheit in globalem Rahmen gehe. Eine sol-
che propagandistische Festlegung würde die 
denkbare Bereitschaft Moskaus, eine Seesta-
tionierung als geringeres Übel zu akzeptieren, 
von vornherein erschweren. Ein weiteres Pro-
blem wären die Kosten, die bei einer Seesta-
tionierung erheblich höher ausfallen dürften 
als bei einer Dislozierung auf dem Land.

Möglichkeiten für eine einvernehmliche 
euro-strategische Rüstungsbegrenzung?

Auch die Kritiker des Nachrüstungsbeschlus-
ses, soweit sie nicht einfach der beispielgeben-
den Wirkung einseitiger Abrüstung vertrau-
en, sehen die Zwangsläufigkeit, mit der die 
NATO in das von der UdSSR vorangetriebene 
Wettrüsten verwickelt ist. „Einseitige Einsicht 
in den Mechanismus der Rüstungskonkur-
renz", so meint etwa Carl Friedrich von Weiz-
säcker, genüge „nicht, um aus ihm zu entrin-
nen. Denn wer das Rennen nicht mitmacht, 
wird wirklich der Schwächere und hat die Fol-
gen zu tragen“55 ). Einem Bemühen um weitrei-

55) Carl Friedrich von Weizsäcker, Gefahren der 
Rüstung in den achtziger Jahren, in: Die Zeit, 16. 11. 
1979.

chende wechselseitige Abrüstung, das Carl 
Friedrich von Weizsäcker für notwendig er-
achtet, stehen nach seiner Einschätzung 
starke Hindernisse entgegen: „Das Interesse 
der Russen ist, durch Drohung ihre heutige 
Überlegenheit festzuschreiben. Dann würde 
eine Begrenzung der weiteren Rüstung, ja eine 
begrenzte Abrüstung nur eine Verminderung 
:hrer Wirtschaftslast ohne Verminderung ih-
rer Überlegenheit bedeuten ... Die Versu-
chung für sie, in den achtziger Jahren eine 
agressive Politik zu führen, würde objektiv nur 
wenig vermindert. Eben darum würden solche 
Vereinbarungen unsere Sicherheit nicht er-
heblich erhöhen."



Der trotzdem zu unternehmende Versuch, „die 
Sicherheit beider Seiten durch eine große Ab-
rüstung wesentlich'' zu erhöhen, gründet sich 
unter anderem auf die Hoffnung, daß die Ver-
antwortlichen in Moskau angesichts der be-
schränkten Wirtschaftskraft ihres Landes ei-
nen ungebremsten Rüstungswettlauf scheuen 
und daher letztlich doch einem sicherheitspo-
litischen Einvernehmen zu ausgewogenen Be-
dingungen ihre Zustimmung nicht versagen 
würden. „Daß die sowjetische Seite ein derarti-
ges Angebot unserer Seite einer ernsthaften 
Würdigung unterziehen würde, ist, wenn 
überhaupt, nur zu erwarten, sofern die Alter-
native eine von ihr als bedrohlich empfundene 
militärische Verstärkung des Westens ist Aus 
diesem Grunde ist zu vermuten, daß ein jetzt 
geäußerter Verzicht der NATO auf die geplan-
ten Mittelstreckenraketen ein verhandlungs-
taktischer Fehler wäre."56 ) Dieser Analyse ist 
nichts Wesentliches hinzuzufügen.

56) Carl Friedrich von Weizsäcker, Die neuen Rake-
ten gehören aud See, in: Die Zeit, 22.5. 1981.

Vorstellungen darüber, wie eine Rüstungsbe-
grenzung für Europa aussehen könnte, sind 
bisher kaum im einzelnen entwickelt worden. 
Sicher erscheint, daß die sowjetische Führung 
ein Abkommen über den nuklearen und nicht-
nuklearen Ersteinsatzverzicht als eine we-
sentliche Maßnahme der politischen Vertrau-
ensbildung in Europa ansieht. Daher ließe sich 
überlegen, ob eine derartige Vereinbarung 
nicht einleitend mit Maßnahmen der militäri-
schen Gebrauchs- und Potentialbeschränkung 
zu koppeln wäre. Würde der Ersteinsatzver-

zieht so formuliert, daß nukleare Waffen nicht 
erstangewendet werden dürfen außer im Falle 
der Erstanwendung konventioneller Waffen 
— und umgekehrt —, dann wäre damit den 
wechselseitigen Bedrohungsvorstellungen in 
West und Ost entsprochen.
Es steht zu befürchten, daß Abmachungen 
über wechselseitige Beschränkungen der mili-
tärischen Potentiale in Europa entweder be-
scheiden ausfallen oder überhaupt nicht zu-
stande kommen. Die Standpunkte und Absich-
ten beider Seiten sind allzu gegensätzlich. Der 
Verlauf der MBFR-Verhandlungen hat dies 
überdeutlich werden lassen, und der Auftakt 
des euro-strategischen Dialogs ist ebenfalls al-
les andere als ermutigend gewesen. Es wäre 
sehr viel, wenn es gelänge, auf der Basis relati-
ver Ausgewogenheit Obergrenzen für künfti-
ges Rüsten zu setzen und zugleich durch mili-
tärische Gebrauchsbeschränkungen einen Zu-
wachs an Krisenstabilität in der europäischen 
Region zu erreichen. Es wäre vorstellbar, daß 
zu diesem Zweck offensivbedrohliche sowjeti-
sche Gefechtsfeld-Potentiale weit nach Osten 
zurückverlagert werden könnten, um so einen 
deutlichen Verzicht Moskaus auf überra-
schende Gefährdung der westeuropäischen Si-
cherheit zu markieren. Dem könnte als westli-
che Gegenleistung vielleicht eine Zurückver-
legung der geplanten euro-strategischen Sy-
steme in bestimmte Zonen der europäischen 
Randmeere entsprechen. Sinnvoll wären der-
artige Regelungen freilich nur, wenn der ge-
samteuropäische Raum zwischen Ural und At-
lantik in die Verhandlungen eingebracht wer-
den würde.



Reinhardt Rummel

Für eine westeuropäische Mittelostpolitik

Überlegungen zu einem Konzept westlicher Arbeitsteilung

Die Betroffenheit Westeuropas von Entwick-
lungen im Mittleren Osten ist durch die Ereig-
nisse in Iran und Afghanistan in Verbindung 
mit dem Verhalten der Sowjetunion und der 
Vereinigten Staaten zugleich vielfältiger und 
offensichtlicher geworden. Die Europäer ha-
ben in den vergangenen Monaten Anstren-
gungen unternommen, um den neuen Heraus-
forderungen Rechnung zu tragen. Dabei ist in 
spezifischer Weise deutlich geworden, welche 
Möglichkeiten und Beschränkungen europäi-
sche Politiken aufweisen, wenn die Aufforde-
rung ergeht, zusätzliche internationale Ver-
antwortung zu übernehmen.
Bei der Reaktion auf die Vorgänge in Iran (Re-
volution, Geiselnahme) reichten weder Kon-
sens noch Gewicht der Europäer aus, um ih-
nen eine direkte Einflußnahme zu ermögli-
chen, während der Versuch, unabhängig da-
von Verständigung mit der neuen iranischen 
Führung zu suchen, deren Ansprüchen nicht 
genügte und gleichzeitig dem Solidaritätser-
fordernis gegenüber Washington nur teil-
weise gerecht wurde. Auch bei der Reaktion 
auf die sowjetische Besetzung Afghanistans 
sind die Europäer auf Grenzen ihrer interna-
tionalen Handlungsmöglichkeit gestoßen. Ei-
nerseits schien unbestritten zu sein, daß die 
Bestrebungen der USA im Mittleren Osten 
unterstützt werden müssen, um so die Versor-
gungsinteressen zu schützen, die für Westeu-
ropa bedeutender sein mögen als für die Ver-
einigten Staaten. Andererseits drängte sich 
auf, daß insbesondere das in Europa in den 
Ost-West-Beziehungen Erreichte nicht aufge-
geben werden sollte, wenn Zweifel bestehen, 
ob anderswo wirklich nützlicheres Terrain ge-
wonnen werden kann. Die Umstände des ira-
kisch-iranischen Kriegs schienen den Europä-
ern — mehr noch als den beiden Supermäch-
ten — die Position eines „neutralen Zuschau-

Der Beitrag ist das Resume einer Aufzeichnung 
mit gleichem Titel, die in Kürze im NOMOS-Verlag 
zusammen mit einer Studie von Heinz Kramer über 
die Stabilisierungsmöglichkeiten und -probleme der 
Türkei erscheint. Beide Arbeiten stehen unter dem 
Thema „Regionale sicherheitspolitische Herausfor-
derung für Westeuropa". 

ers" zu verordnen, obwohl mit dieser Haltung 
weder der Vorwurf der Parteinahme noch die 
weitere Destabilisierung der Golfregion ver-
hindert werden konnten.

Jenseits dieser Dilemmata und vor dem Hin-
tergrund einer nach wie vor entschlossenen 
sowjetischen und einer zumindest wechselhaf-
ten amerikanischen Politik haben die Euro-
päer indessen begonnen, selbst „Initiativen" zu 
ergreifen. Diese bisher punktuellen, begrenz-
ten Aktivitäten können (wie etwa die vom Eu-
ropäischen Rat in Venedig im Juni 1980 be-
schlossene Sondierungsmission der Neun) un-
ter Umständen weitreichende Folgen haben, 
und zwar sowohl im Hinblick auf die Entwick-
lung im Nahen und Mittleren Osten wie im 
Kontext der atlantischen Beziehungen. Dabei 
könnte es für europäisches Bemühen charak-
teristisch sein, zwar „Lawinen" auslösen, sie 
aber nicht mehr aufhalten zu können. Insbe-
sondere in Washington ist es in diesem Zu-
sammenhang zu Unsicherheiten hinsichtlich 
der Rolle Westeuropas gekommen. Anderer-
seits scheint die starke Abhängigkeit der 
westlichen Wirtschaftszentren (USA Westeu-
ropa, Japan) von den Ollieferungen aus dem 
Persischen Golf in Verbindung mit den be-
grenzten Wirkungsmöglichkeiten einzelner 
Akteure dazu geführt zu haben, daß zuneh-
mend Überlegungen für ein arbeitsteiliges, si-
cherheitspolitisch abgestimmtes Vorgehen 
der westlichen Industriestaaten angestellt 
werden, wobei die Inhalte einer solchen Poli-
tik und die einzelnen Verantwortlichkeiten 
noch ebenso unbestimmt sind wie die Art ih-
res Zusammenwirkens.

Angeregt von diesen Entwicklungen und un-
ter Berücksichtigung der Erfahrungen aus den 
siebziger Jahren erscheint es notwendig, die 
in jüngerer Zeit erwogenen Vorschläge für 
eine künftige europäische Mittelostpolitik in 
ihrer Breite und Verknüpfung aufzuzeigen 
und das besondere Augenmerk auf die spezifi-
schen Beiträge zu lenken, die die europäi-
schen Staaten im Rahmen einer Abstimmung 
der westlichen Politik zur Geltung bringen 
könnten. Dabei ist eine Parallelität der west-



europäischen und der japanischen Lageana-
lyse unübersehbar, was es rechtfertigen wür-
de, die vorliegende Untersuchung um einen ja-
panischen Beitrag zum gleichen Thema zu er-
weitern. Auch müßten in angemessener Weise 
jene Erwartungen berücksichtigt werden, die 
in der gegebenen Situation sowohl von Seiten 

der Mitteloststaaten wie von den USA an die 
Europäer gerichtet werden. Da dies hier nur in 
beschränktem Umfang geschehen kann, haben 
die angestellten Überlegungen — gemessen 
an der bevorstehenden konzeptionellen Auf-
gabe — einen noch vorkonzeptionellen Cha-
rakter.

I. Regionale sicherheitspolitische Herausforderung 
und Versuche einer europäischen Antwort

Die Verstärkung der Empfindlichkeit, die im 
Hinblick auf die Mittelostregion bei den west-
lichen Industriestaaten eingetreten ist, beruht 
auf der Kombination aus einer Gefährdung der 
Rohölversorgung und expansiver sowjetischer 
Destabilisierungsfaktoren (israelisch-arabi-
scher Konflikt, innerarabische Rivalitäten, 
Modernisierung/Reislamisierung). Die euro-
päischen Regierungen, die sich in den siebzi-
ger Jahren noch mit einer wenig profilierten 
Politik gegenüber der Mittelostregion begnü-
gen konnten, sehen sich zu Beginn der achtzi-
ger Jahre zu mehrfacher Exponierung und 
substantieller Mitverantwortung für die politi-
sche Ordnung in diesem Raum herausgefor-
dert. Die USA erscheinen — bei zunehmender 
europäischer Abhängigkeit vom amerikani-
schen Schutz — nicht mehr in der Lage, wie 
bisher die Stabilität im Mittleren Osten zu si-
chern. Die Europäer fühlen sich gedrängt, ei-
gene Antworten auf die Veränderungen und 
Erwartungen der Staaten des Mittleren 
Ostens zu geben; sie müssen darauf reagieren, 
daß Moskau Westeuropa und den Mittleren 
Osten nicht in getrennten strategischen Zu-
sammenhängen sieht, und sie stehen Wa-
shington gegenüber vor der Frage, wie eigen-
ständige europäische Politik konstruktiv mit 
den amerikanischen Interessen verbunden 
werden kann.
Für die inhaltliche Gestaltung und das Mana-
gement dieser neuen Aufgabenstellung kön-
nen die Staaten Westeuropas zwar auf Erfah-
rungen und Instrumente zurückgreifen, die sie 
im Rahmen bisheriger Regionalpolitik entwik-
kelt haben, indessen scheint dieser Fundus 
nicht weit genug zu reichen. Die Mittelmeer-
politik der EG/EPZ steht zu sehr unter Eigen-
belastungen (Süderweiterung), als daß sie hilf-
reich eingesetzt werden könnte. Die bisherige 
Nahostpolitik, der euro-arabische Dialog so-
wie die Reihe bilateraler Beziehungen haben 
zwar einige Zeichen europäischer Politik für 

diesen Raum gesetzt, jedoch in den Kernfra-
gen kaum etwas zu bewegen vermocht und ge-
ben — schon wegen der sicherheitspolitischen 
„Unterentwicklung'' dieser Aktivitäten — für 
die heutigen Dimensionen der Mittelostpro-
bleme kein tragfähiges Fundament ab. Die er-
sten europäischen Reaktionen auf die Mittel-
ostkrisen der letzten achtzehn Monate weisen 
zwar auf ein der gestellten Aufgabe angemes-
senes Verhalten hin (Fortsetzung des Dialogs 
mit Moskau, Unterstützung der Blockfreiheit 
Afghanistans, Sanktionen gegenüber Iran, Lie-
ferung von Militärgut an Staaten der Region), 
decken aber gleichzeitig auf, wie wenig die 
konzeptionellen Fragen geklärt sind, die bei 
einem Versuch Westeuropas auftreten, mit ei-
genem außen- und sicherheitspolitischem Ge-
wicht zu agieren.

Die konzeptionelle Unklarheit ist mit einer 
politischen Diskussion gepaart, die an der 
Oberfläche der Probleme bleibt. Sobald näm-
lich erste öffentliche Gedankenübungen in 
Richtung Mitverantwortung (vgl. das extreme 
Beispiel „deutsche Soldaten am Golf") oder 
konkrete Schritte zur qualitativen Mitgestal-
tung der Beziehungen zum Mittleren Osten 
eingeleitet werden (Leopard II für Saudi-Ara-
bien), wird schlagartig sichtbar, wie groß das 
Defizit an politischer Debatte in der Bevölke-
rung ist, wie wenig die ebenso grundlegenden 
wie neuartigen Erfahrungen regionaler sicher-
heitspolitischer Bedrohung bisher in den 
Schatz an Ausgangstatsachen eingedrungen 
sind, von dem aus die lebenswichtigen Ent-
scheidungen in der Außenpolitik beeinflußt 
werden. Dieser Mangel, der in den Staaten 
Westeuropas sehr unterschiedlich ausgeprägt 
ist, hat viele Ursachen. Tiefgehende Neuein-
schätzungen erfordern mitunter lange Lehr-
zeiten. Vorübergehende Ereignisse (siehe die 
derzeitige ölschwemme) bremsen die konse-
quente Verfolgung des grundlegenden Trends.



Aktuelle Schwerpunktfragen militärischer Si-
cherheit (.Doppelbeschluß' der NATO vom De-
zember 1979) absorbieren die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit. Dabei wird der Zusammen-

hang von zentraleuropäischer Sicherheitslage 
und Sicherheitsbedrohungen, die außerhalb 
Europas auftreten, möglicherweise unterbe-
wertet.

II. Elemente einer westeuropäischen Konzeption 
in der Mittelostpolitik

Die westeuropäischen Staaten haben bei der 
Entwicklung einer umfassenden Konzeption 
für ihre Mittelostpolitik von der Grundtatsa-
che auszugehen, daß der Expansion und Pro-
jektion sowjetischer Macht im Mittleren 
Osten bisher keine ausgleichende lokale bzw. 
westliche (amerikanische) Kraft gegenüber-
steht. Solange dieser Zustand andauert, ist es 
von zentraler Bedeutung, daß ein bestimmtes 
Maß an Kontinuität in der Ölversorgung 
Westeuropas aus den arabischen Staaten für 
die Aufrechterhaltung wirtschaftlicher, sozia-
ler und politischer Stabilität in westeuropäi-
schen Ländern notwendig ist. Angesichts der 
offensichtlich geringen Einwirkungsmöglich-
keiten bei destabilisierenden Entwicklungen 
im Mittleren Osten (iranische Revolution, ira-
kisch-iranischer Krieg, Krisen in und um Liba-
non) stehen die europäischen Industriestaaten 
(auch unabhängig vom strategischen Un-
gleichgewicht in der Region) vor der Entschei-
dung, ob sie wie bisher von Fall zu Fall auf un-
vorhergesehene wirtschafts- und sicherheits-
politische Entwicklungen in den Ländern des 
Mittleren Ostens reagieren oder aber versu-
chen wollen, in absehbarer Zeit die Abhängig-
keit in der Energieversorgung auf einen er-
träglichen Grad zu senken. Ein solches „Unab-
hängigkeitsprogramm" ist zwar äußerst auf-
wendig, aber unerläßlich, denn die Alternative 
wäre, ein unabsehbares wirtschaftliches, poli-
tisches und militärisches Risiko in Kauf zu 
nehmen, wobei die Kosten bei tatsächlichem 
Eintritt des Ernstfalles ein Vielfaches der Auf-
wendungen für die Entkoppelung vom arabi-
schen öl betragen könnten.
Weil jedoch — auch bei hohem Einsatz — eine 
hinreichende Minderung der Abhängigkeit 
vom öl aus dem Mittleren Osten erst in weiter 
Zukunft realisierbar erscheint, muß gleichzei-
tig in solche Politiken investiert werden, die 
geeignet sind, wechselnde Gefährdungen der 
Sicherheit in der Region zu senken. Demzu-
folge müßten die Europäer im politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Bereich ein 
verstärktes Engagement erwägen und der 

Verknüpfung dieser drei Bereiche besondere 
Aufmerksamkeit widmen.

Militärisch-sicherheitspolitischer Bereich

Die Voraussetzungen für einen vermehrten 
militärisch-sicherheitspolitischen Beitrag sind 
einerseits besser, als es sich die Europäer 
selbst eingestehen wollen, andererseits dürf-
ten sie doch auf einige wenige Ansätze be-
schränkt bleiben. Eine Möglichkeit, direkt auf 
Moskau einzuwirken, könnten die Europäer 
dennoch zu nutzen versuchen, indem sie Fort-
schritte im Ost-West-Verhältnis in Europa 
(Fortsetzung des politischen Dialogs und der 
vertrauensbildenden Maßnahmen, Auswei-
tung ökonomischer Kooperation) vom — nicht 
zuletzt militärischen — Verhalten der Sowjet-
union in anderen Weltregionen abhängiger 
machen als bisher.
Ferner können die Europäer dazu beitragen, 
durch unbeirrbare Verteidigungsanstrengun-
gen, mit Hilfe von Kompensationsleistungen 
in Europa (für amerikanische Aufgabenwahr-
nehmung im Mittleren Osten) und durch Un-
terstützung am Ort (französische und britische 
Präsenz) die Fähigkeit des Westens zu globa-
ler Abwehr zu erweitern und das Gewicht der 
USA im Verhältnis zur Sowjetunion im Mittle-
ren Osten zu erhöhen. Und schließlich könn-
ten die Europäer durch gezielte Waffenex-
portpolitik und militärische Zusammenarbeit 
mit Mitteloststaaten, die dazu bereit sind, die 
Widerstandskraft in der Region selbst stärken. 
Jedoch werden im Falle verstärkter militäri-
scher Kooperation zusätzliche politische 
Schwierigkeiten und Unsicherheiten in der 
Region nicht zu vermeiden sein. Um so mehr 
sollte in Rechnung gestellt werden, daß die 
NATO mit der Türkei einen Staat im Mittle-
ren Osten als Mitglied hat. Insofern könnten 
sich Investitionen innerhalb des Bündnisses 
eher auszahlen als Anstrengungen gegenüber 
arabischen Staaten.
Die unterschiedliche Leistungsfähigkeit der 
einzelnen europäischen Staaten in den ange-
sprochenen Fragen und ihre teilweise Kon-
kurrenz bei den Beziehungen zu Staaten der 



Mittelostregion sollten kein Hinderungs-
grund für koordiniertes Vorgehen sein.

Wirtschafts- und entwicklungspolitischer 
Bereich
Während es im militärisch-sicherheitspoliti-
schen Bereich darum geht, ob die Europäer (im 
Vergleich zu den USA) neben Symbolik auch 
Substanz in die Waagschale legen können, ist 
bei wirtschafts- und entwicklungspolitischen 
Fragen zwar Masse vorhanden; das Problem 
ist hier aber, ob dem angestrebten Ziel, mehr 
Stabilität in der Mittelostregion zu erreichen, 
mit Hilfe neuer Kooperationsformen entspro-
chen werden kann. Aus Mangel an Alternati-
ven muß der Versuch einer Vertiefung und 
vertraglichen Verfestigung der Beziehungen 
der EG/Zehn mit den Staaten des Persischen 
Golfs und der arabischen Halbinsel fortgesetzt 
werden, ohne ein zu hohes Ziel anzuvisieren 
(das heißt kein Vergleich mit den Beziehun-
gen der EG/EPZ zu ASEAN) und ohne Polari-
sierung in die „arabische Nation" hineinzutra-
gen.
Deshalb wäre die kooperative Beziehung zu 
den Golfstaaten mit der Intensivierung des eu-
ropäisch-arabischen Dialogs zu synchronisie-
ren. Der Dialog hat bisher Ideen, Erfahrungen, 
„feasibility studies" auf Vorrat produziert; was 
ihm fehlt, ist ein politischer Impuls zur Imple-
mentierung (Außenministertreffen). Die Er-
weiterung des Dialogs — dem französischen 
Vorschlag folgend — zu einem Trialog mit 
afrikanischen Staaten böte den Europäern grö-
ßere Chancen, sich als technologisch potente 
Partner in eine Kooperation von energie- und 
finanzkapitalreichen Staaten mit in dieser 
Hinsicht armen Mitteloststaaten einzuschal-
ten. Anstrengungen in einer derartigen Rich-
tung könnten neben wirtschaftlichen nicht zu-
letzt auch politische Früchte tragen und sich 
in zusätzlicher Versorgungs- und Absatzsi-
cherheit auszahlen. Jenseits multilateraler 
Kooperationsansätze bleiben die bilateralen 
Beziehungen mit ihren spezifischen Aufgaben 
außerordentlich wichtig. (Siehe die Mittelost-
reisen des französischen Staatspräsidenten im 
Sommer 1980, den Besuch des Bundeskanzlers 
und den Aufenthalt der britischen Premiermi-
nisterin im Frühjahr 1981.) Es wird zu den ge-
stalterischen Aufgaben der Europäer gehören, 
die auf verschiedenen Handlungsebenen zu 
intensivierenden Beziehungen zwischen west-
europäischen und mittelöstlichen Staaten in 
sinnvollen Zusammenhang zu bringen und als 
komplementäre Anstrengung im Sinne einer 
Nord-Süd-Verständigung zu betreiben.

Außenpolitisch-diplomatischer Bereich

Aus der Sicht einiger Mitteloststaaten ist in 
Westeuropa nicht nur Potential gegeben, das 
die technologischen und ökonomischen Be-
dürfnisse der regionalen Entwicklungspro-
zesse befriedigen könnte, sondern Europa hat 
sich auch zu einer gewissen politischen Kraft 
entwickelt, die die Rolle eines Partners der 
Mitteloststaaten und eines eigenständigen 
Akteurs in bestimmten Fragen der internatio-
nalen Politik spielen kann. Aus diesem Grund 
sollten die Europäer die Länder des Mittleren 
Ostens ihrerseits als eigenständige Faktoren 
in der Weltpolitik, mit eigenen Interessen, 
Werten und Zielen, fördern. Die Respektie-
rung der mittelöstlichen Position der Block-
freiheit, die den Europäern vermeintlich leich-
ter fällt als den USA (denkt man an die Not-
wendigkeit amerikanischer Gegenpräsenz zur 
Sowjetunion), muß als Chance weiterentwik-
kelt werden, um ein ideologisches Gefälle zu-
ungunsten der Sowjetunion herzustellen.

Für das politische Anlehnungsbedürfnis eini-
ger Staaten der Region kämen die Europäer in 
dem Maße als Adressat in Frage, in dem ihr 
Einfluß die gewünschte Modernisierung des 
Staates fördert, ohne bei autonomen Prozes-
sen religiöser oder gesellschaftspolitischer 
Art zu intervenieren. Bei den gegebenen Vor-
aussetzungen wird man aber realistisch genug 
sein müssen und nicht allein auf die Unverein-
barkeit von Islam und Kommunismus setzen 
können, denn auch die Grundwerte des We-
stens sind mit islamischer Lebensgestaltung 
nicht gerade kompatibel. Wichtiger als der 
krampfhafte Versuch einer an den Leitlinien 
westlicher Demokratie orientierten Dritte- 
Welt-Politik scheint daher zu sein, den Kon-
takt zu einem möglichst breiten Spektrum re-
levanter Gruppen zu pflegen, bei gleichzeiti-
ger Konzentration auf die jeweiligen „lebendi-
gen Kräfte".
Dieser Zugang gilt in besonderem Maße auch 
für die Behandlung des israelisch-arabischen 
Konflikts. Was die Europäer hier einbringen 
können, wäre die Fortsetzung der Ausgewo-
genheit ihrer bisherigen Nahostpolitik bei 
gleichzeitiger Ergänzung und Erweiterung des 
Camp-David-Ansatzes sowie die Aussicht auf 
eine gedeihliche Verflechtung des europäi-
schen mit dem mittelöstlichen Raum, insbe-
sondere in ökonomisch-technologischer Hin-
sicht (siehe oben). Soweit diese Fähigkeit wirk-
sam werden kann, ist eine westeuropäische 
Beteiligung am Friedensprozeß im Nahen 
Osten zu verantworten und geboten — nicht



zuletzt mit Blick auf die Sicherung der Ölver-
sorgung aus dem Mittleren Osten.

Die einzelnen oben erörterten Vorstellungen 
sollten eine „Masse" bilden, der Anregungen 
für eine westeuropäische Mittelostpolitik ent-
nommen werden können. Dazu müßte das aus-
gebreitete Tableau an Vorschlägen auf seine 
Konsistenz hin geprüft werden, denn nicht al-
les davon wird nebeneinander bzw. nachein-
ander zu verwirklichen sein. Beispielsweise 
könnte eine zu starke Betonung des militä-
risch-strategischen Aspekts seitens der Euro-
päer dazu führen, daß sie ihre relative Attrak-
tivität in nicht-militärischen Bereichen einbü-
ßen. Auch ist eine Politik der Achtung der 
Blockfreiheit wenig glaubwürdig, wenn gleich-
zeitig befürwortet und unterstützt wird, daß 
die westliche (insbesondere die amerikani-
sche) Militärpräsenz in der Mittelostregion 
verstärkt wird. Andererseits wird sich „echte" 
Blockfreiheit nur entwickeln bzw. erhalten 
lassen, wenn ein gewisses militärisches 
Gleichgewicht zwischen den Supermächten in 
der Region hergestellt ist. Ferner ist nicht zu 
übersehen, daß die selektive militärische so-
wie ökonomische Kooperation — entgegen 
den europäischen Absichten — zur Polarisie-
rung unter den Staaten des Mittleren Ostens 
beitragen könnte, und daß Hilfeleistungen, die 
zur Selbstverteidigung und zur regionalen 
Ausgewogenheit führen sollten, Konflikte zu-
sätzlich anheizen, ökonomische Kooperation 
— als Beitrag zur politischen Stabilisierung 
gedacht — könnte durch ihre Auswirkungen 
auf den sozialen Wandel zu einer Destabilisie-
rung der entsprechenden Regime führen.
Diese Reihe von Widersprüchen, Unverein-
barkeiten und gegenseitigen Begrenzungen 
einzelner Ansätze ließe sich fortsetzen. Des-
halb erscheint eine kritische Zusammenschau 

der einzelnen Bereiche unerläßlich, bevor 
konzeptionelle Festlegungen erfolgen kön-
nen. Insbesondere müßten die militärisch-si-
cherheitspolitischen und die nicht-militäri-
schen Ansätze in ihren wechselseitigen Bezü-
gen und Auswirkungen eingehender unter-
sucht werden, als dies im Rahmen dieser Auf-
zeichnung geschehen kann. Bei dem vorkon-
zeptionellen Charakter der Überlegungen 
muß somit auch offen bleiben, wo das Schwer-
gewicht europäischer Anstrengungen zu lie-
gen hätte: im außenpolitisch-diplomatischen, 
im wirtschafts- und entwicklungspolitischen 
oder im militärisch-sicherheitspolitischen Be-
reich. Um hierzu genauere Aussagen machen 
zu können, müßten noch Überlegungen in 
mehrfacher Hinsicht angestellt werden. Zum 
einen zu der Frage, mit welchen Problemen 
und Hindernissen unter den Mitgliedsstaaten 
der EG zu rechnen ist, wenn eine umfassende 
Mittelostpolitik entwickelt werden soll. Denn 
jenseits der von außerhalb der Gemeinschaft 
vorgegebenen Schwierigkeiten werden EG-in-
terne Interpretations- und Interessenunter-
schiede sowie innenpolitische Rücksichten 
und Abhängigkeiten zu erwägen bzw. zu über-
winden sein. Zum anderen müßten mehr 
Kenntnisse über die Wirkung europäischer 
Initiativen im Mittleren Osten eingeholt wer-
den, gewissermaßen eine Ausweitung der 
Thorn- und van der Klaauw-Sondierungen. 
Die von europäischer Seite denkbare Politik 
müßte den Staaten des Mittleren Ostens ange-
boten und — wo nötig — mit ihnen abgespro-
chen werden, so daß die Erwartungen auf der 
anderen Seite berücksichtigt werden können. 
Des weiteren müßte eine Abstimmung mit 
den Partnerländern im Westen, insbesondere 
den USA und Japan, erfolgen, um den europäi-
schen Beitrag in Relation zur Gesamtaufgabe 
bemessen zu können.

III. Gesamtverantwortung und Aufgabenteilung im Westen

Offenbar rechnen sowohl einige Staaten des 
Mittleren Ostens wie auch die USA mit einem 
stärkeren globalen Engagement der westeuro-
päischen Staaten, stellen aber den Mangel an 
politischem Konsens unter den Europäern und 
die Begrenztheit ihrer materiellen Kapazitä-
ten nicht immer genügend in Rechnung. Selbst 
wenn in Westeuropa die Voraussetzungen für 
mehr weltpolitische Mitverantwortung gege-
ben wären, ist gerade in der Mittelostpolitik 
der Handlungsspielraum für eigenständige 

westeuropäische Politik gering. Das gilt so-
wohl gegenüber den arabischen Staaten wie 
hinsichtlich der USA.

Bei dem derzeitigen geringen Ansehen der 
Amerikaner im Mittleren Osten könnte je-
doch der Einfluß der Westeuropäer in der Re-
gion unter Umständen besonders dann stei-
gen, wenn sich in arabischer Sicht ihr Verhal-
ten von dem der USA deutlich unterscheidet. 
Auf diese Weise mögen die Europäer zwar 



vordergründig „Punkte" bei den Mitteloststaa-
ten machen und dies auch zugunsten der Stel-
lung des Westens insgesamt verbuchen kön-
nen, letztlich aber werden die Zusammen-
hänge zwischen amerikanischer und europäi-
scher Sicherheitspolitik nicht zu übersehen 
sein. Das heißt, die Europäer können — schon 
aus Rücksicht auf die atlantische Sicherheits-
gemeinschaft — den arabischen Staaten nur 
begrenzt entgegenkommen.
Auch im Verhältnis zu Washington kommt die 
Begrenztheit europäischer Einflußnahme zum 
Ausdruck. Wollen die Europäer versuchen, die 
USA zu einem konzeptionellen Ansatz im 
Mittleren Osten zu ermutigen, der — verkürzt 
gesagt — den Nord-Süd-Aspekt stärker betont 
als bisher und der Sowjetunion mehr Mitver-
antwortung aufbürdet, wird ihnen das nur in 
dem Maße gelingen, in dem sie selbst bereit 
sind, spezifisch amerikanische Positionen mit-
zutragen. Gerade weil der politische Freiraum 
der Europäer von diesen mehrseitigen Verhal-
tens- und Handlungsgrenzen bedrängt wird, 
kommt es darauf an, die komparativen Vor-
züge europäischer Politik zur Geltung zu brin-
gen und konzeptionell abzusichern.
Die unterschiedlichen Ansätze in der ameri-
kanischen und europäischen Mittelostpolitik 
und die daraus resultierenden Gefahren für 
die Atlantische Gemeinschaft erfordern es 
also, konzeptionelle Verständigung bewußt zu 
betreiben und nach Möglichkeiten für ein 
konstruktives Zusammenwirken in der Mittel-
ostpolitik des Westens zu suchen. Angesichts 
gleicher Betroffenheit und neuerdings wach-
sender Aufgeschlossenheit für eine derartige 
Politik müßte Japan in geeigneter Weise ein-
bezogen werden. Die hierfür notwendigen ma-
teriellen und organisatorischen Vorkehrun-
gen werden nicht mehr allein NATO-zentriert 
getroffen werden können.
Die Ereignisse im Mittleren Osten setzen eine 

- Serie von immer häufigeren und schwerwie-
genderen Krisen fort, die in den letzten Jahren 
in Ländern und Regionen der Dritten Welt 
auftraten, also außerhalb des NATO-Territori-
ums, die jedoch die militärischen, ökonomi-
schen und politischen Interessen der Bündnis-
partner erheblich tangieren. Die traditionelle 
Orientierung des nordatlantischen Bündnis-
ses scheint keine vollwertige konzeptionelle 
Option zur Handhabung solcher Krisen anzu-
bieten. Seit der NATO-Erklärung von Ottawa 
und dem Gentlemen Agreement von Gymnich 
aus dem Jahr 1974 ist versäumt worden, die 
damaligen organisatorischen Ansätze zu ei-
nem tragfähigen Abstimmungsrahmen für 

westliches Krisenverhalten und auf einzelne 
Regionen bezogene Sicherheitspolitik fortzu-
entwickeln. Der Versuch eines Außenmini-
stertreffens vom Februar 1980, der schon des-
halb scheiterte, weil die Ministerbegegnung in 
unglücklicher Form öffentlich angekündigt 
wurde, darf nicht das letzte Wort in diesen für 
den Westen lebenswichtigen Organisations-
fragen sein.
Es geht darum, für Washington und die westli-
chen Staaten — hier ist Japan unbedingt ein-
zubeziehen — eine abgesprochene politische 
Bezugsebene für gemeinsame und getrennte 
Aktivitäten im Mittleren Osten zu haben. Es 
gibt einige Anzeichen dafür, daß eine amerika-
nisch-europäisch-japanische Kooperation in 
der Mittelostpolitik zustande kommen könnte 
und auch Aussicht böte, der komplexen Her-
ausforderung besser zu begegnen. Im jüngsten 
Blaubuch des japanischen Außenministeriums 
wird ausdrücklich gefordert, daß Japan die 
ihm zufallende wachsende Verantwortung als 
Mitglied der westlichen Bündnisgemeinschaft 
erkennen und bereit sein müsse, in diesem Zu-
sammenhang auch Opfer zu bringen.

In der Praxis hat sich Tokio jeweils an den eu-
ropäischen Maßnahmen und politischen Er-
klärungen zu Iran, Afghanistan, den Konflik-
ten am Golf und im Libanon orientiert. In der 
Tat sind auch die konzeptionellen -Ansätze für 
die künftige japanische Mittelostpolitik und 
die Einsicht in die Notwendigkeit, sich mit 
Washington abzustimmen, der europäischen 
Position äußerst verwandt. Andererseits be-
steht auch in Japan noch ein Defizit an landes-
weiter Diskussion neuer außen- und sicher-
heitspolitischer Orientierungen, wie die Er-
gebnisse der Reise Suzukis in die USA im Mai 
1981 gezeigt haben. Selbst Paris scheint trotz 
Fortlebens alter Empfindlichkeiten nicht ab-
geneigt zu sein, sich mit einer Verdichtung der 
Absprache unter einigen wenigen „Großen" 
anzufreunden. Es hält sich ja zugute, sowohl 
die westlichen Wirtschaftsgipfel wie das Tref-
fen von Guadeloupe angeregt zu haben. Auch 
tauchten während Giscards Amtszeit in der 
französischen Presse vermehrt Überlegungen 
zur Organisationsproblematik auf, wobei mit 
gewisser Genugtuung auf die diesbezüglichen 
Initiativen de Gaulles aus den fünfziger Jah-
ren hingewiesen wird. Das Frankreich Mitter-
rands ist zwar sicherlich nicht bereit, sich auf 
verbindliche strategische Planungen einzulas-
sen, würde aber möglicherweise etwas dafür 
tun wollen, daß die operationelle Zusammen-
arbeit mit den USA politisch abgesichert 
wird.



Es würde ohne Zweifel mehr Probleme auf-
werfen als lösen, wollte man den Versuch un-
ternehmen, ein trilaterales Gremium, beste-
hend aus den USA, Japan und europäischen 
Staaten, zu institutionalisieren, das die kon-
zeptionelle und organisatorische Arbeit für 
eine regionenbezogene westliche Sicherheits-
politik zu leisten hätte. Auch der Vorschlag, 
die Institution der westlichen Wirtschaftsgip-
fel auf Fragen der außen- und sicherheitspoli-
tischen Koordinierung auszudehnen, dürfte 
wenig praktikabel sein, denn einerseits würde 
diese Institution damit überfordert, anderer-
seits wäre eine niedrigere prozedurale Ebene 
angemessener. Am ehesten ließe sich wohl 
eine „task force" verwirklichen, die Ad-hoc-
Charakter hätte, sich aus Vertrauten der „trila-
teralen" Regierungschefs zusammensetzt und 
mit der Aufgabe betraut würde, westliche Poli-
tiken gegenüber dem Mittleren Östen abzu-
stimmen und gemeinsame Initiativen zu ent-
wickeln.

Zu dieser Frage ist eine der jüngeren Einschät-
zungen auf japanischer Seite interessant: „A 
trilateral ,division of labour' regarding the Se-
curity of the Gulf involves many problems. Yet 
I believe that this is the direction to which the 
Western industrialized democracies should 
move in the 1980's. What seems to be critically 
important at this stage is to foster common 
perception regarding the causes for and the 
modality of the trilateral ,division of labour' 
among the United States, Western Europe and 
Japan, particularly between the latter two. 
Constant efforts to exchange views on a broad 
ränge of international affairs, the Situation of 
the Gulf in particular, are vitally important in 
this regard. Accordingly, the governments of 
the United States, Western European coun-
tries and Japan should organize a mechanism 
through which respective views on internatio-
nal situations are regularly exchanged. This 
can be done either by organizing the existing 
diplomatic channels or by establishing a sort 
of trilateral situation-review panel, which 
meets regularly. To do both would be most de-
sirable. Such an approach might turn out to be 
painfully slow in the light of pressing needs to 
secure the interests of the industrialized de-
mocracies in the Gulf region. But this is most 
vital because difference in perception would 
result in serious discrepancy in policy." (Yukio 
Satoh, bisher Mitarbeiter des japanischen 
Außenministeriums und zur Zeit beim 1.1. S. S. 
in London, auf dem Workshop des European-
American Institute in Elvetham Hall, England 
[27.-29. Juni 1980]).

(„Eine trilaterale .Arbeitsteilung' in bezug auf 
die Sicherheit in der Golfregion stößt auf viele 
Probleme. Doch glaube ich, daß dies die Rich-
tung ist, die die westlichen demokratischen In-
dustrieländer in den achtziger Jahren ein-
schlagen sollten. — In diesem Stadium dürfte 
von entscheidender Bedeutung sein, daß die 
Vereinigten Staaten, Westeuropa und Japan, 
besonders aber die beiden letzteren, zu einem 
übereinstimmenden Urteil über die Ursachen 
und die Ausgestaltung einer trilateralen .Ar-
beitsteilung gelangen. — Dauerhafte Bemü-
hungen um einen breit angelegten Meinungs-
austausch über die internationalen Vorgänge, 
insbesondere die Lage der Golfregion, sind 
hier von vitalem Gewicht. Dementsprechend 
sollten die Regierungen der Vereinigten Staa-
ten, der westeuropäischen Länder und Japans 
einen Mechanismus schaffen, der einen regel-
mäßigen Austausch der verschiedenen An-
sichten über die internationale Lage sicher-
stellt. Dies kann entweder durch eine entspre-
chende Organisation der schon bestehenden 
diplomatischen Kanäle geschehen oder durch 
die Einrichtung einer Art von trilateralem 
Ausschuß, der sich regelmäßig zu Lagebespre-
chungen trifft. Am besten wäre es, beide Wege 
zu beschreiten. — Ein solcher Versuch könnte 
sich als quälend langsam erweisen angesichts 
der drängenden Notwendigkeit, die Interes-
sen der demokratischen Industrieländer in der 
Golfregion zu sichern, aber er ist lebenswich-
tig, weil Auffassungsunterschiede sich in ern-
sten Unstimmigkeiten in der Politik nieder-
schlagen würden.)

Mit der zeitlichen, regionalen und funktiona-
len Beschränkung der Tätigkeit einer derarti-
gen Mittelost-„task force“ ließe sich einerseits 
eine zu weitgehende Festlegung der „trilatera-
len" Mächte vermeiden, andererseits die west-
liche Arbeitsteilung und Koordination über 
den Status quo hinaus entwickeln, und zwar 
im Hinblick auf die Verantwortlichkeiten, 
welche bestimmte Staaten oder gemeinsame 
Institutionen des Westens übernehmen kön-
nen und wollen. Damit wäre exemplarisch an-
hand der Mittelostpolitik jene Form informel-
ler Zusammenarbeit im Westen zu entwik-
keln, wie sie für weitere sicherheitsrelevante 
Regionen außerhalb des NATO-Territoriums 
in Zukunft notwendig zu werden scheint. 
Nach den deutschen, amerikanischen und 
französischen Wahlen könnte es nunmehr an 
der Zeit sein, einen organisatorischen Vorstoß 
im Hinblick auf die Mittelost- und andere Re-
gionen zu unternehmen, d. h. eine Gruppe 
handlungsbereiter westlicher Staaten (USA,



Großbritannien, Frankreich, Bundesrepublik 
Deutschland, Japan) zusammenzurufen, die 
unter pragmatischer Beteiligung weiterer 
westlicher Staaten Ziele und Methoden lang-
fristiger Reaktion des Westens auf internatio-
nale Krisen erörtert. Die geringe institutio-
neile Verfestigung würde es auch notwendig 
machen, sich über den Rückbezug dieser 
Kerngruppe auf etablierte Institutionen sowie 
auf die Gemeinschaft westlicher Länder insge-
samt Klarheit zu verschaffen. Vielleicht bietet 
sich hier eine Möglichkeit für eine informelle 
sicherheitspolitische Koordinierung nach dem 
EPZ-Modell an, die unter anderem auch den 
notwendigen Bezug zur außenpolitischen Zu-
sammenarbeit der Zehn herstellen könnte.
Diese Art „konsultativer Infrastruktur" mag 

zwar etwas komplex erscheinen, sie könnte 
aber sowohl die Gemeinsamkeit in der Inter-
essenlage der westlichen Staaten wie deren je-
weilige unterschiedliche politische Ausgangs-
lage berücksichtigen und damit eine Antwort 
auf Herausforderungen vom Typ der Mittel-
ostkrisen bieten. Dabei ist klar, daß kein noch 
so entwickelter Kooperationsmechanismus 
mit einer automatischen Überbrückung unter-
schiedlicher Positionen gleichgesetzt werden 
kann. Letztlich können die organisatorischen 
Verbesserungen nur Ausdruck eines ständi-
gen Prozesses sein, der darauf ausgerichtet 
wird, den politischen Konsens unter den west-
lichen Partnern immer von Neuem zu erarbei-
ten. Die Herausforderung im Nahen und Mitt-
leren Osten geben dazu besonderen Anlaß.
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